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D
er Streckenabschnitt Igel– 
Ehrang, die sogenannte West-
strecke Trier, ist in zwei Stre-
ckenabschnitte unterteilt, 

fertiggestellt und in Betrieb genommen 
worden: der Streckenabschnitt Igel–Trier-
West im Jahr 1860 als Streckenabschnitt 
der Bahnstrecke Saarbrücken–Trier, der 
sogenannten Saarstrecke, und der Stre-
ckenabschnitt Trier-West–Ehrang im Jahr 
1871 als Streckenabschnitt der Bahn
strecke Trier–Hürth-Kalscheuren(–Köln), 
der sogenannten Eifelstrecke.

Nach der im Jahr 1974 in Betrieb genom-
menen Elektrifizierung ist im Jahr 1983 
der schienengebundene Nahverkehr auf 
dem Streckenabschnitt aufgegeben wor-
den. Im Jahr 1997 sollte auch der schie-
nengebundene Güterverkehr auf dem 
Streckenabschnitt aufgegeben und der 
Streckenabschnitt stillgelegt werden. Er-
freulicherweise ist dies nicht geschehen.

Auf diesem Bild hat eine dreiteilige Gar-
nitur aus Diesel-Triebwagen der Baurei-
he 795 am 01. Juli 1973 den ehemaligen 
Haltepunkt Biewer passiert und die soge-
nannte Weststrecke Trier verlassen, um 
über eine ausschließlich im schienen-
gebundenen Nahverkehr genutzte und 
inzwischen abgebaute und stillgelegte 
Verbindungskurve Biewer–Ehrang den 
Bahnhof Ehrang zu erreichen.

Im Jahr 2008 hat der Aufgabenträger 
Zweckverband Schienenpersonennah-
verkehr Rheinland-Pfalz Nord (SPNV-
Nord) entschieden, die Weststrecke Trier 
im schienengebundenen Nahverkehr zu 
reaktivieren sowie die neuen Bahnstatio-
nen Trier-Zewen, Trier-Euren, Trier-West, 
Trier-Pallien und Trier-Hafenstraße und 
eine neue Verbindungskurve zwischen 
der Weststrecke Trier und der neuen 
Bahnstation Trier-Hafenstraße zu errich-
ten. Mit der Inbetriebnahme der neuen 
Bahnstation Trier-Hafenstraße wird die 
bestehende Bahnstation Ehrang aufge-
geben.

Ab dem 3. März 2025 wird die Weststre-
cke Trier von einer täglich verkehrenden 
Regionalbahn-Linie Saarburg–Konz–
Trier-Hafenstraße im 60-Minuten-Takt 
und von einer montags bis samstags ver-
kehrenden Regionalbahn-Linie Luxem-
bourg–Igel–Trier-Hafenstraße–Wittlich 
im 60-Minuten-Takt bedient.

(sb)

Vor 52 Jahren: 
Schienengebundener  Nahverkehr 
auf der Weststrecke  Trier
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derFahrgast 4–2024, S. 8–9
Kanten, die die Welt bedeuten

Leserbrief zum Thema Bahnsteighöhen 
(„Kanten, die die Welt bedeuten“ und zugehö-
rige „Standpunkte“ in derFahrgast 4/2024)

Die Geschichte der Bahnsteighöhen ist im 
Fahrgast 4/2024 sehr vereinfacht darge-
stellt. Es gab ein jahrzehntelanges Tauzie-
hen zwischen fachlich fundierten Unter-
suchungsergebnissen, die die Vorteile der 
Niederflurhöhe 55 cm für die Barrierefrei-
heit an der Bahnsteigkante nachwiesen, 
und den entgegengesetzten Entscheidun-
gen. Wer mehr darüber wissen will, kann 
das in der Eisenbahn–Revue international 
Nr. 2/2018 und 3/2018 nachlesen („Einheit- 
liche Bahnsteighöhe oder Barrierefrei-
heit?“). 

Deutschland hat sich der einheitlichen 
europäischen Entwicklung zum Standard–
Niveau 55 nicht angeschlossen, sondern 
einen Sonderweg eingeschlagen und ver-
sucht, diesen international durchzudrü-
cken. Das dogmatische Festhalten an der 
Höhe 76 hat zu großem Rückstand beim 
Erreichen des stufenfreien Eintritts und zu 
unnötig höheren Kosten geführt. Die meis-
ten anderen Staaten, auch unsere Nach-
barstaaten Tschechien und Schweden, die 
in der Aufzählung fehlen, kommen mit der 
Standardhöhe 55 im Fern– und Regional-
verkehr gut zurecht. 

Gewiss ist auch der ebenerdige Durch-
gang durch das Fahrzeug erstrebenswert, 

muss aber außerhalb von S–Bahn–Verkeh-
ren nicht 100%ig sein und ist nachrangig 
gegenüber dem ebenerdigen Eintritt ins 
Fahrzeug. Dass einstöckige Niederflur–
Fahrzeuge auch im Innern – außer in den 
beiden kurzen Endbereichen – ohne Stufen 
auskommen können, beweist Stadlers Flirt. 

Mit den Tabellen und im Text wird der Ein-
druck erweckt, dass das Benutzen eines 
76er oder 55er Bahnsteigs dort einen stu-
fenfreien Eintritt ermögliche. Das ist aber 
nicht so, sondern an 22 % der Bahnsteige 
kann auf Ebene 55 stufenfrei bei allen dort 
haltenden Zügen eingetreten werden, aber 
nur an 12 % der 76er Bahnsteige. Das liegt 
daran: 

–	 Erstens wurden zahlreiche Bahnsteige 
auf Höhe 76 gebracht, obwohl Nieder-
flurfahrzeuge im Einsatz waren oder 
sind; das wirkt sich besonders negativ 
in den Knotenbahnhöfen mit starkem 
Fahrgastaufkommen aus.

– 	 Zweitens 76er Bahnsteige, weil Fernver-
kehrszüge zwar nicht halten, aber ent-
langfahren sollten, und dann zum Teil 
auch noch eingestellt wurden.

– 	 Drittens haben die Fernverkehrszüge 
und ein Teil der Doppelstockwagen Stu-
fen im Einstieg, sind also auf keiner Höhe 
barrierefrei.

Dazu kommen noch 6 % 55er und 11 % 
76er Bahnsteige, bei denen ein Teil der 
Fahrzeuge stufenfrei betreten werden kann. 
Betrachtet man, wieviel Bahnsteige einer 
Höhe an der Gesamtanzahl dieser Höhe 
stufenfrei benutzbar sind, sind es 71 % auf 
Höhe 55 und 37 % auf Höhe 76.

„Eine Strecke, eine Bahnsteighöhe, eine 
Wagenbodenhöhe im Einstiegsbereich“ ist 
in der gegenwärtigen Situation das zweck-
mäßige Ziel. In den gewachsenen S–Bahn–
Netzen der westdeutschen Ballungsräume 
und einigen weiteren Ausnahmen wird 
das mit Höhe 76 erreichbar sein, im übri-
gen Netz mit Höhe 55. Mit einigen bereits 
bewährten Maßnahmen lässt sich der Grad 
der Stufenfreiheit auch in Übergangsberei-
chen erhöhen: Absenken zu hoher Bahn-
steige, bei denen man ins Fahrzeug fällt 
(oder Hochstopfen der Gleise), verschiede-
ne Bahnsteighöhen (z. B. hintereinander) 
mit angepassten Halteplätzen der Züge, 
verschiedene Wagenbodenhöhen in zwei 
Einstiegsbereichen eines Wagens und Aus-
gleich über Rampen innen im Fahrzeug. 

Leserbriefe

https://www.pro-bahn.de/
https://www.pro-bahn.de/pbz/inhalt.htm
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Neue 76er Bahnsteige sind nur für Ange-
botslinien mit Hochflurfahrzeugen gerecht-
fertigt. 

ANDREAS SCHAACK

derFahrgast 4–2024, S. 10 –17
Bald ausrangiert? 
Der Druck auf DB Cargo steigt

Sehr geehrte Redaktion,

vielen Dank für die Berücksichtigung des 
Themas, der Güterverkehrs ist ein wichti-
ger Teil im System Eisenbahn. Bei mancher 
Strecke rechnet sich vielleicht keine Reakti-
vierung für den Personenverkehr und auch 
keine Reaktivierung für den Güterverkehr. 
Wenn aber beide Verkehre berücksichtigt 
werden, rechnet sich die Reaktivierung und 
dann profitieren beide Seiten. Ein nicht zu 
unterschätzender Vorteil eines dichten Ne-
benstreckennetzes ist auch die hohe Red-
undanz. Wenn wie letztes Jahr die Strecke 
Hamm – Bielefeld – Minden gesperrt ist 
und Fernzüge über Paderborn – Lippstadt 
umgeleitet werden, wird die obere Ruhrtal-
bahn plötzlich als Ausweichstrecke für den 
Güterverkehr interessant. 

Ein in diesem Zusammenhang interessanter 
Punkt findet sich auch im Bericht über das 
Eisenbahnkreuzungsgesetz. Leider besteht 
in Deutschland vielfach der Wunsch nach 
der Goldrandlösung. Auch die nur im Stun-
dentakt befahrene Almetalbahn könnte 
ja mal irgendwann von schnellen Zügen 
befahren werden, daher sind präventiv 
alle Straßenkreuzungen durch Überfüh-
rungen zu ersetzen. Manchmal tendieren 
diese Goldrandlösungen schon ins absur-
de, so z.B. die Forderung von Greenpeace, 
den Preis des Deutschlandtickets statt auf  
58 € zu erhöhen, auf 29 € zu reduzieren. Das 
würde dem ÖPNV 5 Mrd. an liquiden Mitteln 
entziehen, was in der Konsequenz mit Si-
cherheit zu einer Verschlechterung statt zu 
dem dringend notwendigen Ausbau führen 
würde.

Eine ähnlich schräge Forderung nach einer 
Goldrandlösung ist die von Herrn Westen-
berger vom Verband "Die Güterbahnen" 
gemachte Bemerkung, wonach künftige 
Neubaustrecken, für eine bessere Güter-
verkehrstauglichkeit mit einer maximalen 
Steigung von 6 °/°° gebaut werden sollten, 
besser sogar 4 °/°°. Damit würde die Geis-
linger Steige zur Bad Canstatter Steige, 
denn um die Albhochfläche mit einer solch 

flachen Strecke zu erreichen, müsste die 
Rampe eine Länge von 60 km ab Stuttgart 
haben. Die Traktionsfähigkeit von Lokomo-
tiven hat sich in den letzten Jahren derartig 
verbessert, dass eine moderne 4–achsige 
Lok in einer Steigung von 12 °/°° durchaus 
noch über 2.000 Tonnen ziehen kann. Eine 
Investition in Traktion dürfte daher gesamt-
gesellschaftlich deutlich besser sein als eine 
Investition in Beton.

Es ist wichtig und richtig, dass Pro Bahn hier 
die Stimme erhebt!

Mit besten Grüßen 

PETER HEUSCH 
73760 OSTFILDERN

 
derFahrgast 4–2024, S. 28 –29
Wird aus der InFrago noch die InfraGO? 
Verbände ziehen Zwischenbilanz

Sehr geehrte Damen und Herren,

Ich bin entsetzt, das jetzt auch der Fahrgast-
verband PRO BAHN auf Politikersprech und 
–nichtwissen hereinfällt und in „der Fahr-
gast" auf Seite 29 die Trennung von Netz 
und Betrieb fordert. Hätte gehofft, dass 
PRO BAHN das besser wüsste und über die 
Struktur, das Funktionieren und die Termi-
ni des Eisenbahnwesens bessere Kenntnis 
hätte.

Dazu ist grundsätzliches Wissen zum Zu-
sammenhang von Netz – Betrieb – Ver-
kehr unverzichtbar, den ich hier vereinfacht 
darstellen möchte:

Netz, die Infrastruktur im Besitz des Bundes, 
ist das worauf die Verkehre fahren.

Verkehr, der Schienen–Personen–Nah–Ver-
kehr (SPNV), der Schienen–Güter–Verkehr 
(SGV) und der Schienen–Fern–Verkehr (SFV) 
ist das, was auf dem Netz fährt, also Züge 
und Rangierfahrten von den verschiedens-
ten Anbietern.

Betrieb ist das, was Netz und Verkehr zu-
sammenhält. Netz und Verkehr führen nach 
einheitlichen Betriebs–Regeln Zug– und 
Rangierfahrten durch.

Die Regeln für den Betrieb gibt das bundes-
eigene Netz allen dort fahrenden, privaten 
und bundeseigenen Verkehren vor.

Betriebsdienstmitarbeiter sind auf Seiten 
von Netz z.B. Fahrdienstleiter und Weichen-
wärter, welche die Fahrwege, Weichen und 
Signale stellen.

Betriebsdienstmitarbeiter auf Seiten der 
Verkehre sind z. B. Lokführer, Zugführer, 
Rangierleiter, welche die Fahrzeuge bewe-
gen.

Man kann also den Betrieb weder vom 
Netz, noch vom Verkehr trennen, denn er 
ist auf beiden Seiten die gemeinsame, ge-
regelte Grundlage für einen reibungslosen 
Eisenbahnbetrieb, sowohl auf Seite des  
Eisenbahn–Infrastruktur–Unternehmen 
(EIU) als auch auf Seite der Eisenbahn–
Verkehrs–Unternehmen (EVU).

Die auch nach meiner Erfahrung unbedingt 
sinnvolle und auch hoffentlich durchzu
setzende Forderung muss also lauten:  
Trennung von Netz und Verkehr.

Ich bitte, in Zukunft die richtigen Termini 
technici zu verwenden.

Dass die Trennung von Netz und Verkehr 
funktioniert, ist im Artikel über den tsche-
chischen Nachbarn wunderbar dargestellt.

Mit freundlichen Grüßen 

H.E. DECKART

derFahrgast 
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Standpunkt
Warum es gut ist, Bahnflächen für die Zukunft zu sichern

Dr. Andreas Geißler

Leiter Verkehrspolitik
Allianz pro Schiene

Fahrgäste und Güterkunden erleben 
es jeden Tag: Das Eisenbahnnetz in 
Deutschland platzt aus allen Nähten – 
mit entsprechenden negativen Folgen 
für Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit. 
Mehr Kapazität im Netz ist also das  
Gebot der Stunde, und das möglichst 
rasch. Doch genau da beginnen die 
Schwierigkeiten. Infrastruktur auszu-
bauen ist in der Regel ein langwieriges 
Unterfangen.

Eine Chance für mehr Tempo: vorhan-
dene, aber brachliegende Bahnflächen 
für den Ausbau verwenden. Vorhandene 
Flächen wieder zu nutzen, ist sehr viel 
schneller möglich als völlig neue Trassen 
zu suchen. Dies gilt sowohl für die Re-
aktivierung ganzer Strecken als auch für 
die Erweiterung von Gleisanlagen an be-
stehenden Strecken, in Bahnhöfen und 
Bahnknoten.

Daher ist es sinnvoll, ehemalige Bahn-
flächen vor Zweckentfremdung und 
Überbauung durch Supermärkte oder 
Umgehungstraßen zu schützen. Ge-
nau das hat die scheidende Ampel-
Regierung getan: Ende 2023 hat der 
Gesetzgeber eine Empfehlung der 
Beschleunigungskommission Schiene 
aufgegriffen, das Allgemeine Eisen-
bahngesetz (AEG) novelliert und in  
§ 23 deutlich strengere Maßstäbe an 
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eine Zweckentfremdung von Bahngrund-
stücken angelegt.

Gut so!

Doch nun gibt es Bestrebungen, diese 
Regelung wieder aufzuweichen. Kommu-
nen fürchten um Bauprojekte, und die CDU/
CSU will sogar wieder zurück zur alten Re-
gelung.

Das wäre nicht nur ein Fehler, sondern 
ein verkehrspolitisches Eigentor. Wer jetzt 
trotz boomendem Bahnverkehr Flächen 
leichtfertig hergibt, wird es später bereu-
en. Die Erfahrung zeigt: Viele Flächen, die 
vor Jahren als „überflüssig“ galten, werden 
heute schmerzlich vermisst – sei es für 
Reaktivierungen, für mehrgleisigen Aus-
bau oder schlicht für dringend benötigte 
Abstellkapazitäten.

Dabei geht es nicht um Dogmatismus. 
Es gibt Fälle, in denen es für den Aus-
bau der Schieneninfrastruktur zweck-
mäßig ist, Flächen mit anderen Grund-
stückseigentümern zu tauschen und 
die ursprüngliche Bahnfläche dann zu 
entwidmen. Auch bei „Inselflächen“, wo 
die betroffenen Flächen schon lange kei-
nerlei Verbindung mehr zum Bahnnetz 
haben, verbaut eine Entwidmung keine 
Zukunftschancen.

Der entscheidende Fortschritt der Neu-
regelung von 2023 ist, dass nun das 
öffentliche Interesse an der Erhaltung 
des Bahnbetriebszwecks klar im Gesetz 
festgeschrieben ist und in die Abwägung 
eingehen muss, wenn eine anderweitige 
Nutzung beantragt wird. Die kommende 
Bundesregierung ist gut beraten, hieran 
festzuhalten.

„Wer jetzt trotz  
boomendem  
Bahnverkehr  
Flächen leichtfertig  
hergibt, wird es  
später bereuen.“

derFahrgast 
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Die Wochenzeitung „DIE ZEIT“ brachte es Anfang Oktober des vorigen Jahres auf den 
Punkt. Sie titelte „Deutsche Bahn: Das Staatsversagen“ und beschrieb aus verschiede-
nen Blickwinkeln, woran der bundeseigene Schienenkonzern seit Jahrzehnten krankt. Die 
Deutsche Bahn ist in den vergangenen Jahren immer tiefer in die Krise gerutscht. Allein im 
ersten Halbjahr 2024 hat der Konzern einen Verlust von 1,2 Milliarden Euro eingefahren. Die 
Pünktlichkeit dümpelt seit Monaten zwischen 52 und 68 Prozent. Die Infrastrukturtochter 
der Bahn, die DB InfraGO, hat die Kontrolle über die Fahrpläne verloren. Viele Mitarbeitende 
sind so überlastet und frustriert, dass sie ihrem Frust in internen Chats Luft machen oder 
gar entnervt hinschmeißen. Und als wären das nicht schon genug Baustellen, bringt der 
Bund mit einer erneuten Eigenkapitalerhöhung auch noch das ganze Finanzierungssystem 
der Schiene ins Wanken.

Die Bahn braucht verlässliche Politik

Gewaltige  
Bahn-Baustelle
Wahlprüfsteine vor der Bundestagswahl

Das Reichstagsgebäude in Berlin hat 
U-Bahn-Anschluss. Ob die Abgeord-
neten des Deutschen Bundestages 
auch alle den ÖPNV nutzen?
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nd immer wieder ist es 
die Pünktlichkeit und 
Zuverlässigkeit, die die 
Bahn in die Schlagzei-
len bringt. 25 Jahre sind 

vergangen, seit der damalige Bahn-
chef Johannes Ludwig jedem und 
jeder Bahnmitarbeitenden eine Uhr 
schenken wollte und auf den Bahn-
höfen große Tafeln mit Pünktlich-
keitsanzeigern installieren ließ, um 
die Pünktlichkeit zu verbessern. Doch 
drei Bahnvorstände später erreichten 
die Verspätungen nie gekannte Grö-
ßenordnungen. Dabei hatten sich 
nahezu alle Parteien bei der Bun-
destagswahl 2021 auf die Fahnen 
geschrieben, mehr für die Bahn zu 
tun. Die Klimapolitik war damals der 
Treiber. In den Wahlprogrammen in 
diesem Jahr spielt der Klimawandel 
keine große Rolle mehr, auch bei der 
Bahn- und ÖPNV-Politik wollen alle 
Parteien „kleinere Brötchen backen“. 
Dabei braucht das deutsche Bahnsys-
tem noch mehr Unterstützung als in 
der vergangenen Legislaturperiode.

Erfolge und Misserfolge

Aber für den PRO BAHN-Bundesvor-
sitzenden Detlef Neuss gibt es auch 
positive Ansätze in der vergangenen 
Legislaturperiode: „Es ist auf jeden 
Fall mehr Geld für die Bahn locker 
gemacht worden. Die Bahn ist auch 
Thema geworden, was sie vorher 
kaum war. Das muss man positiv 
sehen. Ob man jetzt auch politische 
Dinge erreicht hat, ist eine andere 
Frage. Aber man begreift mittler-
weile, dass man ohne den Ausbau 
des öffentlichen Personenverkehrs 
einfach nicht mehr weiterkommt.“

Mehr Fahrgäste in Bus und Bahn und 
einfache Nutzung des ÖPNV waren 
das Ziel des „9-Euro-Tickets“, das vor 
gut drei Jahren in einer Nacht-und-
Nebel-Aktion der ehemaligen Koali-
tionäre geboren wurde und mit dem 
die Ampel einen Coup landete. Es 
wurde der „Renner“ in Frühjahr und 
Sommer 2022 und brachte positive 
Schlagzeilen: wegen seines Preises 
und weil es Bus- und Bahnfahren auf 
einmal ganz unkompliziert machte, 
weil die Fahrgäste kein „Tarif-Abitur“ 
mehr brauchten, sondern einfach 
einsteigen und fahren konnten, wo-
hin sie wollten. 

Angesichts des großen Erfolgs muss-
te natürlich ein Nachfolger her, das 
„Deutschlandticket“, das anfangs  
49 Euro im Monat kostete. Aber die 
Geburt war schwierig, immer und 
immer wieder wurde um den Preis 
und die Kosten gefeilscht. Bis Ende 
2025 ist die Finanzierung zunächst 
einmal gesichert, aber eine neue 
Bundesregierung muss sich bald 
mit den Ländern über die Zukunft 
des „Deutschlandtickets“ einigen, 
was angesichts der Haushaltslage 
schwierig werden dürfte.

Wie wird der Bahnausbau 
in Zukunft finanziert? 

Schwierig wird wegen des Geldes 
auch die Umsetzung der dringend 
notwendigen Sanierung des Schie-
nennetzes sein. Da der Haushalt 2025 
bisher nicht verabschiedet werden 
konnte, fehlen auch nötige Mittel für 
die anstehenden Korridorsanierun-
gen, die unter Rot-Gelb-Grün auch 
angestoßen wurden. Das Problem: 
Die Bahn braucht neben vielen Mil-
liarden Euro vor allem Kontinuität 
und Planbarkeit. Deshalb gibt es 
Vorschläge, einen Investitionsfonds 
zu gründen. Dieser würde die Finan-
zierung von großen Schienenprojek-
ten sichern, ohne sie alle paar Jahre 
durch wechselnde politische Mehr-
heiten infrage zu stellen. 

Die verschiedenen Töpfe, die es der-
zeit im Haushalt gibt, sollen weg-
fallen. Diesen Verkehrsinfrastruk-
turfonds könnten Haushaltsmittel 
finanzieren, aber auch Trassenge-
bühren und privates Kapital. Die 
Gelder würden über Legislaturpe-
rioden hinweg ausgeschüttet und 
dafür sorgen, dass die Bahn Schritt 
für Schritt wieder gesundet. Ein Vor-
teil wäre die bessere Planbarkeit, weil 
die Mittel über mehrere Jahre ausge-
geben werden dürften. Derzeit muss 
jedes Jahr neu verhandelt werden, 
wie viel Geld für die Sanierung, den 
Ausbau und die Digitalisierung des 
Schienennetzes zur Verfügung steht.

Neben der Bahnbranche befürwor-
ten auch die FDP und die SPD einen 
solchen Fonds. Allerdings herrscht 
auch noch Uneinigkeit: Welches 
Geld soll hineinfließen? Und soll der 
Fonds nur für das Schienennetz da 

sein oder gleich für den gesamten 
Verkehrssektor? Fiele er unter die 
Schuldenbremse? Anders als die 
Ampel will die Union kein Geld aus 
der Lkw-Maut mehr in die Sanierung 
der Schienen stecken.

Rettung und Reaktivierung

Beinahe unbemerkt wurde von der 
Ampel 2023 auch das Eisenbahnge-
setz novelliert. Die neue Regelung 
erschwert die Nachnutzung und Be-
bauung stillgelegter Gleise, Bahnan-
lagen und Bahnhöfe, um dem wach-
senden Mobilitätsbedarf Rechnung 
zu tragen und nicht genutzte Eisen-
bahninfrastruktur wieder nutzbar 
zu machen. Damit sollte verhindert 
werden, dass Gleisanlagen einfach 
rausgerissen und Trassen überbaut 
werden. Dagegen laufen aber nun 
zahlreiche Kommunen Sturm, weil 
rund 150 städtebauliche Entwick-
lungsprojekte nun nicht mehr ge-
nehmigungsfähig seien. Unter an-
derem das Projekt Stuttgart 21, das 
neben dem Tiefbahnhof auch die 
Bebauung der frei werdenden Bahn-
anlagen vorsieht.

Außerdem hat die Koalition mit dem 
sogenannten Genehmigungs-Be-
schleunigungsgesetz beschlossen, 
den Schienenausbau künftig in den 

Bilder oben:  
Hauptstadt-
Hauptbahnhof 
mitten im Regie-
rungsviertel. 
 
Was können die 
Fahrgäste von 
der nächsten 
Bundesregierung 
erwarten?
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WAS DIE PARTEIEN WOLLEN

Im Gegensatz zur vorigen Bundestagswahl im Herbst 2021 
sind die Themen Bahn und ÖPNV in den Wahlprogrammen 
der im Bundestag vertretenen Parteien für die bevorstehen-
de Wahl nicht mehr an prominenter Stelle, sondern eher in 
den hinteren Teilen der umfangreichen Vorschläge und Ver-
sprechen für die nächsten vier Jahre zu finden. Ein Grund: 
Während die Klimapolitik vor vier Jahren noch das Topthema 
der meisten Parteien war, rangieren der Klimaschutz – und 
damit auch die klimafreundlichen Verkehrsmittel Bus und 
Bahn – erst weit hinten in den Wahlprogrammen. 
 
Die derFAHRGAST-Redaktion hat die umfangreichen Doku-
mente nach „unseren“ Themen durchgesehen. Wir veröffentli-
chen Auszüge nach Parteien getrennt.

Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands stellt ihre Bahn-Po-
litik im Wahlprogramm 2025 unter die Überschrift „Wir kämpfen 
für eine pünktliche Bahn und gute Mobilität für alle“. Zunächst 
wird die Eisenbahn in Deutschland gelobt: „Die Bahn ist mehr 
als die Bahn. Sie ist ein Reputationsfaktor für unser Land. Sie be-
stimmt unseren Alltag und hier und da sogar unsere Emotionen. 
Die Bahn steht für Werte, die wir als Gesellschaft in Deutschland 
haben und pflegen wollen: Genauigkeit, Pünktlichkeit, Funk
tionstüchtigkeit. Da ist etwas verloren gegangen. Wir brauchen 
eine sehr gut funktionierende Bahn für einen sehr gut funk
tionierenden Alltag. Wir wollen wieder stolz sein auf unsere Bahn.“

 Die weiteren Forderungen:

–	 Wir wollen, dass die Bahn wieder pünktlich fährt. Die Grund
voraussetzung für eine pünktliche Bahn ist ein funktionieren-
des Schienennetz. 

–	 Wir wollen, dass die Deutsche Bahn die wichtigsten Bahnstre-
cken einer Generalsanierung unterzieht. 

–	 Wir wollen das Trassenpreissystem reformieren und fördern 
die Umsetzung der Digitalen Automatischen Kupplung. 

–	 Wir wollen alle Großstädte an das Fernverkehrsnetz anschlie-
ßen und mehr ICE-Sprinter, Nachtzüge und europaweite 
Schnellzugverbindungen einführen. 

–	 Wir wollen das Deutschlandticket dauerhaft anbieten mit 
Ermäßigungen für bestimmte soziale Gruppen.

–	 In Ballungsräumen soll der öffentliche Verkehr, wo immer 
möglich, Vorrang erhalten. 

Bündnis 90/Die Grünen
Bündnis 90/Die Grünen heben in ihrem Wahlprogramm unter 
dem Titel „Für eine verlässliche und bezahlbare Bahn“ deren Be-
deutung für das Erreichen der Klimaziele hervor. Weiter heißt es: 
„Von einem erschwinglichen und flächendeckend gut ausgebau-
ten öffentlichen Verkehr profitieren vor allem Menschen, die sich 
kein Auto leisten können.“

Im Einzelnen fordert die Umweltpartei: 

–	 Wir brauchen eine Grundsanierung unserer Verkehrsinfra-
struktur. 

–	 Durch einen Deutschlandfond sollen Bahnprojekte langfristig 
finanziert werden. 

–	 Wir wollen das Schienennetz deutschlandweit ausbauen. 
–	 Wir wollen einen integrierten Bundesmobilitätsplan erarbei-

ten als Basis für eine klimaneutrale und flächenschonende 
Mobilität bis zum Jahr 2045. 

–	 Wir wollen stillgelegte Bahntrassen – gerade in den ländli-
chen Räumen – reaktivieren und modernisieren und wollen 
den öffentlichen Verkehr so entwickeln, dass er auch auf dem 
Land eine alltagstaugliche Alternative zum Auto wird mit ver-
lässlichen Taktverkehren in alle Dörfer zwischen 6 und 22 Uhr 
mindestens einmal pro Stunde. 

–	 Wir wollen das Deutschlandticket fortschreiben und einen 
Ticketpreis von 49 Euro sicherstellen. Junge Menschen sollen 
ÖPNV kostenlos oder stark vergünstigt nutzen können. 

–	 Deutschland soll ein Bahnland werden, in dem man seine 
Wege preiswert, bequem und klimaneutral zurücklegen kann, 
auch durch den Deutschlandtakt. 

Die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen hat im De-
zember außerdem ein Strategiepapier veröffentlicht mit dem 
Titel „Bahn 2035 – Weichenstellung für eine starke Eisenbahn 
zum 200-jährigen Jubiläum“.

Mehr Bahnstrecken-Sanierung ist nötig.
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ÖPNV im ländlichen Raum.
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Status eines überragenden öffent-
lichen Interesses zu heben, um ihn 
so schneller umsetzen zu können. 
Gleiches gilt aber auch für die Erwei-
terung einiger Autobahnabschnitte 
auf bis zu zehn Spuren. 

Verkehrsminister Wissing veröffent-
lichte die längst überfällige Bedarfs-
planüberprüfung der Ausbaugesetze 
von Schiene, Straße und Wasserwe-
gen noch nach dem Bruch der Am-
pel. Allerdings sieht der Bericht keine 
Anpassungen der bisherigen Aus-
baupläne vor – anders als von Um-
weltverbänden gefordert und letzt-
lich entgegen geltenden Klima- und 
Naturschutzvorgaben. Das bedeutet: 
Auch wenn sich die Prioritäten etwas 
in Richtung Schiene verschoben ha-
ben, schuf die Ampel weiter Fakten 
zugunsten der Straße.

Bahnreform 2.0?

Nur eine kleine Reform war die Grün-
dung der Deutsche-Bahn-Tochter „DB 
InfraGO“ durch Umbenennung der 
„DB Netze“ und Verschmelzung mit 
der „DB Station&Service“ mit Wirkung 
zum 27. Dezember 2023. Für viele Po-
litiker ist das nur eine Auswechselung 
des Klingelschilds. Größere Reformen 
bei der Bahn könnten kommen, wie 
eine Zerschlagung des Bahn-Kon-
zerns in ein für die Infrastruktur zu-
ständiges Unternehmen, das beim 
Bund verbleibt, und ein weiteres für 
die Personenbeförderung. Für den 
Betrieb könnten dann verstärkt pri-
vate Anbieter mit der DB konkurrie-
ren – ohne Einschränkungen beim 
Netz, die sie dem Staatskonzern als 
bisherigem Betreiber immer wieder 
vorwerfen. Mit den Grünen und der 
FDP könnte eine unionsgeführte Re-
gierung das Projekt wohl umsetzen. 
Die Sozialdemokraten dagegen hal-
ten zusammen mit der ihnen eng ver-
bundenen Eisenbahn- und Verkehrs-
gewerkschaft (EVG) am sogenannten 
integrierten Konzern fest. 

Die Allianz pro Schiene, zu der auch 
der Fahrgastverband PRO BAHN 
gehört, fordert von der nächsten 
Bundesregierung, den Schienenver-
kehr systematisch zu stärken. Dazu 
gehört, eine langfristige Finanzie-
rung der Infrastruktur durch eine 
Fondlösung sicherzustellen, die den 

Ausbau und die Digitalisierung der 
Infrastruktur, darunter ETCS und 
digitale Stellwerke, sowie die Elek
trifizierung und Modernisierung der 
Regionalnetze vorantreibt. 

Für den Güterverkehr fordert die 
Allianz pro Schiene den Ausbau 
von Überhol- und Verladegleisen 
sowie die Schaffung neuer Zugän-
ge zum Schienennetz, etwa durch 
Gleisanschlüsse und multimodale 
Umschlagstellen. Die Digitale Auto-
matische Kupplung (DAK) soll mit 
Unterstützung des Bundes einge-
führt werden, um Effizienz und Wett-
bewerbsfähigkeit des Güterverkehrs 
zu steigern.

Im Bahn-Fernverkehr wollen die Ver-
bände, dass privates Kapital mobili-
siert wird, um die Angebotsvielfalt 
zu erhöhen. Der Deutschlandtakt als 
verbindliches Gesamtkonzept muss 
in Etappen konkretisiert und zügig 
umgesetzt werden, um eine effizi-
entere Nutzung der vorhandenen 
Kapazitäten zu ermöglichen.

Die acht deutschen Bahnverbän-
de fordern von der nächsten Bun-
desregierung eine entschlossene 
Verkehrspolitik, die die Schiene als 
zentrale Säule der Mobilitätswende 
etabliert. Nur mit einem klaren poli-
tischen Rahmen und verbindlichen 
Maßnahmen können die ehrgeizigen 
Verlagerungsziele erreicht werden. 
Der Ausbau der Schiene ist dabei 
nicht nur ein Beitrag zu Klimaschutz 
und Energieeffizienz, sondern auch 

eine Voraussetzung für wirtschaft-
liches Wachstum die Sicherung der 
Mobilität in Deutschland.

PRO BAHN will 
in der Politik mitmischen

Und dafür will sich auch der Fahr-
gastverband PRO BAHN einsetzen, 
dessen Stimme in der Politik im-
mer mehr gehört wird. Immer öfter 
suchen Parlamentarier den Kontakt 
zu den Experten im Verband und 
lassen sich beraten. Und selbst der 
ADAC kommt inzwischen auf PRO 
BAHN zu. Der Bundesvorsitzende 
Detlef Neuss wurde neulich von 
Redakteuren der „ADAC-Motorwelt“ 
interviewt. 

Auch nach dem 23. Februar 2025 will 
der Fahrgastverband PRO BAHN sei-
ne Stimme erheben, wenn es um die 
Belange der Fahrgäste und den Aus-
bau der Eisenbahn geht, bekräftigt 
Bundesvorsitzender Detlef Neuss: 
„Wir werden erst mal schauen, wie 
das Wahlergebnis aussieht und dann 
werden wir mit allen demokratischen 
Parteien auch weiterhin reden. Wir 
werden die Politik der zukünftigen 
Bundesregierung auf jeden Fall kri-
tisch und konstruktiv begleiten und 
dann auch mal, wenn etwas passiert, 
oder vielmehr, wenn etwas nicht pas-
siert, dann auch mal auf den Busch 
klopfen und sagen: Leute, so geht 
das nicht. Da müsst ihr jetzt auch mal 
aktiv werden.““
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Plenum des  
Deutschen  
Bundestages: 
Auch die neuen 
Abgeordneten 
werden sich mit 
der Bahn beschäf-
tigen müssen.
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WAS DIE PARTEIEN WOLLEN

Freie Demokratische Partei (FDP)
Die Freien Demokraten setzen eher auf den Individualverkehr. 
Im Wahlprogramm heißt es:
 „Wir wollen, dass die Menschen in unserem Land individuell und 
bezahlbar mobil bleiben. Wir Freie Demokraten lehnen ein gene-
relles Tempolimit auf Autobahnen ab. Ein faires Miteinander aller 
Verkehrsteilnehmer – ob Auto, Motorrad, Fahrrad, E-Scooter oder 
Fußgänger– erreichen wir nicht durch Verbote, sondern durch 
ausgewogene Regeln und gegenseitigen Respekt.“

Weiterhin will die FDP den ÖPNV durch Markt und Innovation 
stärken und sieht den ÖPNV als eine notwendige Ergänzung zum 
Individualverkehr. Außerdem wollen die Liberalen:

–	 Die verkrusteten Strukturen der Verkehrsverbünde und der 
Länder aufbrechen und notwendige Reformen umsetzen.

–	 Starre Linienverkehre werden wir durch flexible, bedarfsge-
rechte Angebote ergänzen.

–	 Durch die digitale Vernetzung verschiedener Verkehrsträger 
schaffen wir nahtlose Mobilitätsketten vom ersten bis zum 
letzten Kilometer. 

–	 Wir trennen Netz und Betrieb bei der Deutschen Bahn, um die 
betriebliche Effizienz zu steigern, klare Verantwortlichkeiten 
zu schaffen und die Instandhaltung sowie den Ausbau der 
Infrastruktur zu optimieren. 

Christlich Demokratische Union (CDU)/Christlich 
Soziale Union (CSU)
Die Schwesterparteien CDU und CSU möchten, dass „Menschen 
ihre Mobilität frei wählen können – sie ist Ausdruck von Freiheit. 
Es hängt von den persönlichen Lebensumständen und dem 
Wohnort ab, welches Verkehrsmittel sinnvoll ist. Ja zum Auto, 
Automobilindustrie als Leitindustrie erhalten. Anti-Auto-Haltung, 
Fahrverbote für Innenstädte, das Umwidmen von Parkplätzen 
und ein generelles Tempolimit auf deutschen Autobahnen leh-
nen wir ab.“ 

Weitere Vorstellungen der CDU/CSU:

–	 Wir möchten einen attraktiven und zuverlässigen ÖPNV durch 
bedarfsgerechte und zukunftsfeste Angebote. 

–	 Bei der Finanzierung des ÖPNV wollen wir eine neue Transpa-
renz schaffen und eine auskömmliche Finanzierung sichern. 

–	 Wir möchten die Deutsche Bahn zukunftsfähig aufstellen. 
Dazu verschlanken wir das Unternehmen und stellen es neu 
auf. Für mehr Wettbewerb müssen Infrastruktur- und Trans-
portbereich stärker als bisher voneinander getrennt werden. 

–	 Wir setzen auf freie Mobilität. Individualverkehr und ÖPNV 
gehören zusammen und müssen barrierefrei gedacht werden. 
Bus, Bahn, Schiff, Flugzeug und Auto, Rad- und Fußverkehr 
ergänzen sich sinnvoll.

Schon 2023 hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein Strategie-
papier unter dem Titel „Nächster Halt Zukunft: Eckpunkte für eine 
Bahnreform 2.0“ veröffentlicht.

Die Linke
Im Wahlprogramm der Linken nimmt die Mobilität unter der 
Überschrift „Klimagerechtigkeit und Verkehrswende“ einen rela-
tiv großen Anteil ein: „Die Autolobby ruft nach E-Fuels und dem 
Aus für das Verbrenner-Auto. Dabei braucht es das Gegenteil: 
eine konsequente Mobilitätswende, den Ausbau des öffentlichen 
Nahverkehrs und des Schienennetzes sowie günstige Ticket-
preise. Gute Verbindungen auch in der Nacht und im ländlichen 
Raum. Städte mit kurzen Wegen.“

Weitere Forderungen:

–	 Wir wollen das 9-Euro-Ticket sofort wieder einführen und für 
Schüler*innen, Azubis, Studierende und Senior*innen sofort 
ein 0-Euro-Ticket. 

–	 Perspektivisch fordern wir einen kostenfreien ÖPNV in ganz 
Deutschland. 

–	 Jede Ortschaft braucht tagsüber eine mindestens stündliche 
Anbindung an Bus und Bahn. 

–	 Wir wollen die privatisierten Nahverkehrsunternehmen in  
die öffentliche Hand zurückholen und demokratisch orga-
nisieren.

Autonomer Bus im Bedarfsverkehr. Sind Bahn und Auto gleichberechtigt?
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Forderungen des Fahrgastverbands PRO BAHN 
für die Bundestagswahl 2025

Infrastruktur

D
ie Infrastruktur muss auf Stand 
gebracht werden. Ohne funkti-
onierende Gleise, Weichen und 
Stellwerke nützen das beste 

Tarifsystem, das theoretisch attraktivste 
Angebot und die tollsten Fahrgastrechte 
nichts.

Am wichtigsten ist eine mittel- bis lang-
fristige Finanzierungsarchitektur, die 
die bisherigen jährlichen Sprünge ab-
löst. Die Basis dafür könnte der Infraplan 
sein. Dieses Dokument ist bisher ein 
unverbindliches Konzept des Bundes-
ministeriums für Digitales und Verkehr 
(BMDV). Der Infraplan muss stattdessen 
– wie beispielsweise in der Schweiz – zu 
einem verbindlichen Auftrag an die DB 
InfraGO und eine ebenso verbindliche 
Finanzierungszusage umgewandelt wer-
den. Dazu darf es sich nicht mehr um ein 
Dokument des BMDV handeln, sondern 
es muss vom Bundestag verbindlich be-
schlossen werden. Der Fahrgastverband 
PRO BAHN hält eine jährlich fortzuschrei-
bende Planung über sechs Jahre für er-
forderlich gegeben, um signifikant über 
eine Legislaturperiode hinaus planen zu 
können. Nur mit einer solchen Planung 
entsteht Sicherheit für Planungs- und 
Bauunternehmen – nur so ist es ihnen 
möglich, Personal gezielt aufzubauen 
und einzuplanen.

Wie aus der obigen verbindlichen Ab-
sprache zwischen InfraGO und Bund zu 
erkennen ist, braucht es eine deutlich 
stärkere Steuerung des bundeseige-
nen Infrastrukturbetreibers durch 
den Eigentümer. Die letzte Legislatur 
hat gezeigt, dass das BMDV als Struktur 
nicht für diese Aufgabe geeignet ist. Ei-
nerseits ist es nicht in der Lage, schnell 
zu reagieren, und anderseits hat sich 
gezeigt, dass viele Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im BMDV schlicht keine 
Lust haben, die InfraGO zu steuern. Hier 

macht sich noch bemerkbar, dass jahrelang 
die Maximalstrafe für eigenes Versagen im 
Ministerium eine Versetzung in die Eisen-
bahnabteilung war. Daher braucht es eine 
Struktur wie das Schweizer Bundesamt für 
Verkehr (BAV). Hier gelingt es einer kleinen 
Truppe aus rund einem Dutzend Menschen, 
die bundeseigene SBB Infrastruktur vor sich 
herzutreiben. 

Die Korridorsanierungen müssen weiter-
geführt werden. Das Schienennetz ist in 
vielen Abschnitten nicht mehr in der Lage, 
einen stabilen Betrieb zu gewährleisten. Die 
Korridorsanierungen sind leider notwendig 
und die am wenigsten schlechte Lösung. 
Dabei sollte aber nicht zwanghaft am Ziel 
festgehalten werden, bis 2030 alle Korri-
dore umzubauen. Als Prinzip muss gelten, 
Gründlichkeit über Schnelligkeit zu stellen 
und den Terminplan flexibel an die Realität 
anzupassen. So böte sich der Korridor Mün-
chen – Rosenheim – Salzburg an, um das eu-
ropäischen Zugbeeinflussungssystem ETCS 
als ausschließliches System einzubauen, 
und dies etwas später umzusetzen, wenn 
alle Fahrzeuge entsprechend den Planun-
gen der Bayerischen Eisenbahngesellschaft 
umgerüstet sind. Der Zeitplan sollte ambi-
tioniert bleiben und versuchen, bei einem 
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Die Trassenpreise drohen für Fern- und Güterverkehr zu explodieren. 

Zielhorizont 203x das x möglichst klein 
zu halten.

Das Thema Infrastrukturdigitalisierung 
muss neu aufgelegt werden. In der digi-
talen Schiene Deutschland hat man sich 
zu sehr mit PowerPoint und zu wenig mit 
Umsetzung befasst. Auch wenn der Hyd-
ra der Kopf abgeschlagen wurde, ist die 
Struktur auf Dauer mit dieser Mentalität 
verbrannt und nicht zukunftsfähig. Hier 
braucht es eine grundsätzlich andere 
Strategie. Die zahlreichen Millionen, die 
bisher in die DSD-Strukturen investiert 
wurden, sind besser angelegt, wenn man 
die bisherigen Bahn- und Informatikpro-
fessuren, die sich mit den Themen rund 
um die Eisenbahndigitalisierung befas-
sen, beauftragt, die Fragen anzugehen, 
und diesen auch die Ressourcen bereit-
stellt. So können nicht nur Demonstrato-
ren und Prototypen enstehen, sondern 
auch fertige Produkte mit maximalem 
Automatisierungsgrad – nicht nur im 
Einsatz, sondern auch bei Planung und 
Zulassung. Denn eins ist klar: Die Digitali-
sierung kann nicht gelingen, wenn jedes 
Stellwerk ein Einzelprodukt ist und man 
gleichzeitig von nur zwei Herstellern ab-
hängig ist. Stattdessen muss zu einer fak-

Fortsetzung der PRO-BAHN-Forderungen auf Seite 17
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–	 Wir wollen eine Bürgerbahn statt einer profitorientierten 
Bahn. Wir wollen einen integrierten Konzern statt Ausverkauf. 

–	 Wir wollen eine Bahn in der Fläche statt teuren Prestigepro-
jekten.

–	 Damit die Bahn wieder pünktlich und zuverlässig fährt, 
muss das Netz saniert, elektrifiziert und Strecken reaktiviert 
und ausgebaut werden.

–	 Wir wollen bezahlbare Bahnpreise! Dazu wollen wir die Deut-
sche Bahn gesetzlich verpflichten, die Strom- und Trassen-
preise zu senken, und die Mehrwertsteuer für Bahntickets 
abschaffen.

–	 Wir wollen für jede Großstadt stündliche Fern- und Nachtzug
anbindungen.

–	 Wir wollen den Güterverkehr auf der Straße reduzieren und 
auf die Schiene verlagern.

Bündnis Sarah Wagenknecht 

Die neue Partei, benannt nach ihrer Gründerin, möchte:

–	 Wir wollen Schluss machen mit der Autofeindlichkeit, für die 
insbesondere die Grünen in der Verkehrspolitik stehen. Ver-
kehrspolitik für alle statt Bevormundung und Verbote.

–	 Das Auto ist nach wie vor das wichtigste Verkehrsmittel in 
Deutschland. Autofahren immer teurer zu machen, ist rück-
sichtslos gegenüber denen, die auf ihr Auto angewiesen sind. 

Während jeder Dritte täglich das Auto nutzt, fährt nur jeweils 
jeder Zehnte mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder mit dem 
Fahrrad.

–	 Immer mehr Bürger können sich den Kauf eines Autos nicht 
mehr leisten. Die Einstiegsrate für das monatliche Leasing 
sollte sich am Preis für das Deutschlandticket orientieren.

–	 Wir wollen, dass jeder sein Fortbewegungsmittel selbst wäh-
len kann. Dafür braucht es preiswerte Kraftstoffe und einen 
bezahlbaren und gut ausgebauten öffentlichen Nahverkehr: 
sicher, sauber und günstig. 

–	 Wir wollen mehr Verkehr von der Straße auf die Schiene brin-
gen.

–	 Wir setzen uns für niedrigere Preise bei Bus und Bahn und für 
den dauerhaften Erhalt des Deutschlandtickets zum bezahl-
baren Preis ein.

–	 Wir fordern ein integriertes und getaktetes Bahn- und  
ÖPNV-Konzept nach Schweizer Vorbild. Die Bahn muss wieder 
– Schienennetz und Züge – zu einer zuverlässigen und erfolg-
reichen „Deutschen Bundesbahn“ gemacht werden.

Alternative für Deutschland (AfD)

Die Alternative für Deutschland fasst ihre Pläne für Busse und 
Bahnen unter dem Titel „Infrastruktur, Wohnen und Verkehr“ 
zusammen. 

Die Ziele:

–	 Die AfD fordert „Freie Fahrt für freie Bürger“. 
–	 Freie Nutzung der Verkehrsmittel ohne Schikanen: Die AfD 

ist strikt gegen verkehrspolitische Schikanen und Kostener-
höhungen und vernachlässigte Verkehrswege, mit denen ein 
Umstieg auf den öffentlichen Nah- und Fernverkehr erzwun-
gen werden soll.

–	 Die Reparatur, der Werterhalt und die Beseitigung von Eng-
pässen in Straßen- und Schienennetzen haben im Verkehrs-
bereich Vorrang vor spektakulären Großprojekten.

–	 Schienennetze und Bahnstationen sind dringend für den 
schnellen Personenverkehr, für den Gütertransport sowie für 
Lärmschutz zu ertüchtigen und zu modernisieren.

WAS DIE PARTEIEN WOLLEN

Drei Monate gab es 2022 das 9-Euro-Ticket.

Verknüpfung von Bus und Bahn.

Automassen.
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tischen Fließbandproduktion gewechselt 
werden. 

Die Trassenpreise müssen dauerhaft 
eingegrenzt werden. Gegenwärtig 
droht eine Explosion der Preise in den 
nächsten Jahren. Die Preise müssen in 
Richtung Grenzkosten geführt werden, 
im Nahverkehr wäre dies bereits heute 
kostenneutral bei gleichzeitiger Anpas-
sung der Regionalisierungsmittel mög-
lich.

Die Freistellung von Bahnstrecken von 
Bahnbetriebszwecken muss weiter er-
schwert bleiben. Siehe dazu auch die 
Resolution des Fahrgastsymposiums auf 
Seite 42.

Verkehrsangebot

Der Bund ist in Deutschland formell für 
den Fernverkehr zuständig. Bisher ent-
zieht er sich dieser Zuständigkeit mit der 
Aussage, dass der eigenwirtschaftliche 
Fernverkehr hierfür ausreichend ist. In 
der Realität funktioniert dies aber ge-
rade in der Peripherie nicht. Städte wie 
Chemnitz und Gerad haben nur deswe-
gen überhaupt eine Anbindung, weil die 
örtlichen Nahverkehrsaufgabenträger 
zuzahlen. Selbst dann reicht es oft nur 
für wenige tägliche Verbindungen. Für 
gleichwertige Lebensverhältnisse muss 
hier mehr getan werden. Im BMDV läuft 
derzeit eine Studie über die zukünftigen 

massiven Einsparungen zu rechnen, die 
zumindest Kostensteigerungen an ande-
ren Stellen auffangen.

Auch der digitale Vertrieb muss intui-
tiv, inklusiv und zuverlässig werden. 
Die aktuelle Qualität ist an vielen Stellen 
nicht akzeptabel. Digital-only-Lösungen 
dürfen nicht ausgerollt werden, solan-
ge noch Grundfunktionen fehlen, und 
es braucht grundsätzlich Lösungen für 
Menschen, die sich nicht von einem 
digitalen Endgerät und dessen Akku 
abhängig machen wollen. Chip- und 
Prepaidkarten sind erprobt und gute 
Lösungen. Gegenargumente, dass man 
Plastikmüll vermeiden wolle, sind ledig-
lich Ausreden. Aber auch die Software 
auf dem Smartphone muss ordentlich 
funktionieren. Es ist nicht akzeptabel, 
dass der DB-Navigator regelmäßig das 
Deutschlandticket verliert und dieses 
manuell per Abonummer hinzugefügt 
werden muss. Kunden, denen das pas-
siert, droht die Behandlung als Schwarz-
fahrer. Hierzu braucht es auch seitens der 
Regierung eine gesetzliche Vorgabe zur 
Zuverlässigkeit solcher Systeme.

Die Forderungen von PRO BAHN an die 
nächste Bundesregierung stellte der 
stellvertretende Bundesvorsitzende  
Lukas Iffländer zusammen.

FORDERUNGEN DES FAHRGASTVERBANDS PRO BAHN
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Marktmodelle im Fernverkehr. Diese be-
rücksichtigt einerseits wirtschaftliche Anrei-
ze wie reduzierte Trassenpreise, aber auch 
bestellte Verkehre mit unterschiedlichen 
Vergabemodellen. Die nächste Regierung 
muss auf den Ergebnissen der Studie auf-
bauen und der Bund muss die Verantwor-
tung für den Fernverkehr in der Fläche 
übernehmen.

Tarif und Vertrieb

Wenn die Infrastruktur steht und die Züge 
fahren, muss der Zugang für die Fahr-
gäste vereinfacht werden. Das Erfolgs-
konzept Deutschlandticket muss bei-
behalten werden. Zudem muss es um 
Zusatzupgrades wie Fahrrad- und Hunde-
mitnahme, Wochenendmitnahme, erste 
Klasse und andere Angebote erweitert 
werden. (Siehe Grafiken von dem „Bier
deckeltarif“ unten.)

Darüber hinaus muss das Tarifsystem un-
terhalb des Deutschlandtickets massiv 
vereinfacht werden. Der Fahrgastverband 
PRO BAHN hat mit dem Einfachtarif hier ein 
klares Konzept vorgelegt, das als Blaupau-
se auf ganz Deutschland ausgerollt werden 
muss. Die Vertriebssysteme müssen auf 
dieser Basis vereinfacht und vereinheitlicht 
werden, im Zweifel per gesetzliche Aufer-
legung. Die Zeiten, in denen jeder kleine 
Verbund aus purer Egomanie ein eigenes 
Vertriebssystem wollte, müssen zu Ende 
gehen. Durch die Vereinfachungen ist mit 

Deutschlandtarif: Ganz einfach

einheitliche Fahrgastgruppen 
einheitliche Geltungszeiten
einheitliche Tarifgebiete

„Tarif-Abitur“ ist nicht mehr nötig

iStock / Natalia Darmoroz, Tetiana Lazunova, Mountainbrothers, primo-piano

Die Fahrgastgruppen
• Erwachsene
• Kinder
• Schüler, Azubis, Studierende
• Familien/Kleingruppen
• Touristen
• Einkommensschwache
• 1.-Klasse-Reisende
• Reisende mit Hunden/Fahrrädern

Geltungsdauer
• Einzelfahrt
• Tageskarte
• Wochenkarte
• Monatskarte
• Jahreskarte

Zeitkarten werden mit � ießendem Start
verkauft, sind also nicht an Kalenderwochen 
oder Monate gebunden.

Die Geltungsbereiche

In ganz Deutschland gibt es zahlreiche, 
sich überlappende Teil-, Regional- und 
Lokalnetze.

Gesamtnetz

Teilnetz
Regionalnetz

Lokalnetz

www.pro-bahn.de/einfachtarif

Im Einfach-Tarif gibt es keine Waben, Zonen, Ringe oder Teilzonen mehr. Das Angebot wird massiv vereinfacht.  
Es gibt von jedem Startpunkt nur noch maximal vier Tarifstufen und eine einheitliche Ticketstruktur für diese Stufen. 
Diesen „Bierdeckeltarif“ entwickelte der „Fachausschuss Tarife“ von PRO BAHN im vergangenen Jahr.

Fortsetzung von Seite 15
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Kein Direktzug  
nach Nordspanien

B
ereits die Anreise gestaltet sich 
kompliziert: In Frankreich fah-
ren fast alle Fernzüge nach Paris. 
Direktverbindungen aus Deutsch-

land in die Provinz? Früher Fehlanzeige. 
Dank der einigermaßen funktionierenden 
Kooperation zwischen DB und SNCF kommt 
man neuerdings morgens von Frankfurt 
(Main) bis Bordeaux am Atlantik (265.000 
Einwohner). Der TGV umkreist die französi-
sche Hauptstadt. Den Reisenden bleibt der 
Metrotransfer zwischen zwei Kopfbahnhö-
fen erspart. Diese sinnvolle Verbindung wird 
indessen nur im Sommer und nur samstags 
angeboten. Den Zwischenstopp in der 
für ihren Wein bekannten Stadt nutzt die 
Gruppe, um das vom Langzeitbürgermeis-
ter Alain Juppé 2003 reaktivierte Straßen-
bahnsystem zu erkunden. Am nächsten Tag 
bringt uns ein weiterer TGV in zwei Stunden 
nach Hendaye an der spanischen Grenze. 

Vor Corona fuhren umspurbare Fernzüge 
über diese hinweg – zeitweise durchge-
hend von Paris bis Lissabon (Sud-Express). 
Heute ruht zwischen Hendaye und dem 
spanischen Irún jeglicher Personenver-
kehr der Staatsbahnen. In wenigen Jahren 
soll aber eine Neubaustrecke anschließen. 
Zum Glück betreibt die baskische Bahn-
gesellschaft „Euskotren“ ein dichtes Netz 
an meterspurigen Lokalbahnen – in den 
letzten Jahren modernisiert, elektrifiziert 
und vertaktet. Diese fahren alle 30 Minu-
ten auch bis nach Hendaye. So erreichen 
wir mit stadtbahnähnlichen Fahrzeugen 
nach einem weiteren Umstieg in Donostia 
(San Sebastián) unser Tagesziel: Bilbao mit 
seinen 345.000 Einwohnern. Das Basken-
land hat mächtig in den ÖPNV investiert. 
Der Lokalzug geht direkt auf das aus drei 
Linien bestehende Metronetz über. Dane-
ben hat Euskotren 2002 eine Straßenbahn 
in Betrieb genommen. Die gesamtstaatli-
che RENFE betreibt ein Netz von „Cercanias“,  
S-Bahn-ähnlichen Vorortzügen. Dass es 

um die überörtliche Erreichbarkeit hinge-
gen schlecht steht, spüren wir am nächsten 
Tag. Fernzüge fahren von Bilbao nur nach 
Süden, nach Madrid. Wir wollen aber nach 
Westen. Für diese Richtung bleibt nur der 
einmal täglich verkehrende Zug einer wei-
teren Bahngesellschaft auf Meterspur, der 
FEVE, ab dem Kleinbahnhof Concordia. Der 
Dieseltriebwagen braucht auf der „Ferrocar-
ril de La Robla“ für die 330 Kilometer nach 
León fast acht Stunden! Wenig verwunder-
lich, dass sich außer der Reisegruppe kaum 
jemand diese Fahrt antut; dabei ist die 
durchquerte Landschaft besuchenswert. 
Obwohl der Zug als durchgängig ausge-
wiesen ist, muss zwei Mal umgestiegen 
werden. In León begegnen wir einem spa-
nischen Problem: ehrgeizige Verkehrspläne, 
die in der Umsetzung am finanziell Mach-
baren scheitern. Die 120.000-Einwohner-
Kommune plant ebenso die Einführung 
eines umweltfreundliches Tramsystems. 
Die Kleinbahn soll integriert werden. Doch 
während das Bauprojekt in Zuständigkeits-

Die transeuropäischen Verbindungen der Iberischen Halbinsel waren Gegenstand einer 
Rundreise von Eisenbahningenieuren (VDEI) und Verkehrsexperten. Auch PRO-BAHN-Mit-
glieder nahmen daran teil. Es offenbarte sich: Nicht nur in Deutschland ist die Eisenbahn 
unterfinanziert. Überdies stößt sie im grenzenlosen Europa an zu viele politische Grenzen. 

Was in Portugal gut fährt – und 
in Spanien besser fahren muss

Europäische Verkehrspolitik
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streits versunken ist, hat man die Strecke 
durch die Stadt bereits 2011 gekappt. In der 
Peripherie wird der dritte Umstieg in den 
Zubringerbus zum Hauptbahnhof fällig. Wir 
hoffen, dass sich die Verantwortlichen fahr-
gastfreundliche Angebote einfallen lassen, 
bevor sie eine der letzten nicht auf Spaniens 
Hauptstadt zuführende Querverbindung 
stilllegen.

Spanien investiert  
in Hochgeschwindigkeit  
und vergisst den Rest

Am nächsten Tag befassen wir uns mit den 
hochtrabenden Hochgeschwindigkeitspro-
jekten. Mit rund 4.200 Kilometern betreibt 
das Königreich noch vor Frankreich das 
längste Schnellfahrstreckennetz Europas. 
Die Regierung strebt an, alle Provinzhaupt-
städte in weniger als vier Stunden mit Mad-
rid zu verbinden. Mit dem 2023 eröffneten, 
25 Kilometer langen „Pajares-Basistunnel“ 
hat sie das asturische Zentrum Oviedo 
(216.000 Einwohner) binnen der Zielfahr-
zeit angeschlossen. Der Tunnel verkürzt 
die Fahrt von León um eine Stunde. Die 
ihn durchgleitenden 250 km/h schnellen 
Züge der Bauart „Talgo-Alvia“ können nicht 
nur mit unterschiedlichen Stromsystemen  
(25 kV Wechsel-, 3 kV Gleichstrom) um-
gehen. Auf dem Weg von Madrid nach 
Gijón werden sie vor León während einer 
Langsamfahrt umgespurt. Denn im Tunnel 
liegt trotz auf Neubaustrecken üblicher 
Normalspur auch die iberische Breitspur: 
Damit können ihn ebenso Güter- und Re-
gionalzüge nutzen. Wir wählen indes für 
die Rückfahrt nach León den Regio über 

die alte Strecke: Deren atemberaubende 
Trassierung durch das Kantabrische Gebirge 
mit unzähligen Tunneln und Kehrschleifen 
schraubt uns bis auf 1.242 Höhenmeter am 
Bergbahnhof Busdongo – und wieder hi
nab. Diese als Touristenattraktion vermarkt-
bare Strecke soll als Reserve für Ausfälle des 
Tunnels erhalten bleiben. Hoffen wir, dass 
der Regierung die Kosten hierfür nicht zu 
hoch erscheinen. Der deutsche Rückbau-
wahn aller für den Regulärfahrplan nicht 
notwendigen Infrastruktur hat hierzulande 
einzig dazu geführt, dass wir bei den vielen 
Betriebsstörungen die fehlende Netzresili-
enz bedauern.  

Portugal: Tradition und  
Moderne Hand in Hand

Am nächsten Tag geht es nach Portugal. 
Aufgrund der spärlichen Streuung von 
Bahnstrecken abseits der Magistralen nach 
Madrid müssen wir den Reisebus für die 
Fahrt über die Grenze nehmen. Die durch-
gehende Strecke Salamanca–Porto ist seit 
1985 Geschichte. Während Portugal ihre 
Reaktivierung anstrebt, ist es in Spanien 
hierum ruhig. So können wir erst in Pocin-
ho den in Deutschland längst beerdigten 
„Interregio“ für die letzten 163 Kilometer 
besteigen. Statt der sonst eingesetzten 
Triebwagen haben die „Comboios de Portu-
gal (CP)“, die Portugiesischen Eisenbahnen, 
einen längeren lokbespannten Museums-
zug bereitgestellt: Der sonntäglich hohe 
Fahrgastandrang an kleinen Landstationen 
erklärt, weshalb. Dank flexibler Zugbildung 
können alle die Fahrt entlang des Flusses 
Douro auf einer der pittoresksten und  

kontrastreichsten Strecken Europas sitzend 
genießen. Während auf dem Bahnhof Tua 
noch Weichenwärter (!) ihren Dienst tun, er-
hält sie mit Annäherung an Porto (232.000 
Einwohner) den Charakter einer urbanen 
Vorortbahn – elektrifiziert und mehrgleisig. 
In der Stadt hat man mit dem Bau der „Me-
tro do Porto“ ab dem Jahr 2000 ein ebenso 
modernes Stadtbahnnetz mit derzeit sechs 
Linien geschaffen: Neu gebaute unterirdi-
sche Streckenabschnitte wechseln sich auf 
dem Netz mit umgestalteten Klein- und 
Straßenbahnstrecken ab. Daneben haben 
in der Innenstadt zwei klassische Tramlini-
en alle Umbauten überlebt. Sie dienen mit 
ihren historischen Wagen zwar hauptsäch-
lich touristischen Bedürfnissen. Zumindest 
den Zeitkarteninhabern stehen sie aber 
ohne den touristischen Fahrpreis zur Ver-
fügung. Von Porto fahren wir mit dem bis 
zu 220 km/h schnellen „Alfa-Pendular“ in 
die Hauptstadt. Der Staat wollte mit dem 
Bau einer Hochgeschwindigkeitsstrecke die 
Fahrzeit zwischen seinen bedeutendsten 
Städten halbieren. Im Zuge der Weltfinanz- 
und Eurokrise 2008–2012 musste er seine 
Pläne zurückstellen. Auf der Fahrt beobach-
ten wir, dass die Bauarbeiten wieder aufge-
nommen sind. Überdies hat Lissabon mit 
„Oriente“ bereits einen schnellbahntaugli-
chen Hauptbahnhof am Stadtrand erhalten. 
In unserem Hotel im alten Bahnhof „Santa 
Apolonia“ unweit des Zentrums informiert 
uns Dr. Joaquim Guerra, Mitglied des Ver-
waltungsrates der CP, dass die Strecke nach 
Porto 2030 fertig sein soll – vorausgesetzt, 
die Gelder fließen wie geplant. Die Regie-
rung begleitet die Arbeit der Bahngesell-
schaften eng. Dr. Guerra benötigt für alle 

Bilder von links: 

Leider reichen die guten baskischen  
Konzepte nicht bis Mataporquera.  
Auf dem Weg nach León müssen die  
Automotores gewechselt werden.

Noch erklimmen Regios der RENFE  
die Kehrschleifen zum Bahnhof  
Busdongo. Unten auf der „Variante de  
Parajes“ geht es erheblich schneller.

Der „Alvia“ steht in Badajoz für die  
Fahrgäste aus dem Schienenbus aus  
Entroncamento bereit. Spanien setzt auf 
flexible Hochgeschwindigkeitslösungen.
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finanzwirksamen Ausgaben nicht nur die 
Gegenzeichnung des Verkehrs-, sondern 
auch des Finanzministers. In Portugal sind 
zudem Netz und Betrieb getrennt; die CP ist 
nur für Letzteren verantwortlich. Welcher 
Kontrast zur einheitlichen DB, in welche die 
Bundesregierung zwar ebenso Milliarden 
an Steuergeldern hineinkippt. Jedoch kri-
tisiert der Bundesrechnungshof alljährlich 
die fehlende Ausgabenkontrolle durch den 
Eigentümer scharf. Das ignoriert die Poli-
tik. So kann man schließlich die Verantwor-
tung für Dauerverspätungen und überfüllte 
Züge auf den „unabhängigen“ DB-Konzern-
vorstand abschieben und die politischen 
Ursachen ausblenden.

Portugal: Die Regierung  
beachtet die raumordnerische 
Bedeutung der Bahn 

Die weitere Zeit in Lissabon nutzen wir für 
eine Erkundung des ÖPNV der Hauptstadt 
(546.000 Einwohner). Dessen Kernelement 
bildet neben den Vorortzügen die (echte) 
Metro mit vier Linien. Indes ist die „Eléctri-
co“ fester Bestandteil des städtischen ÖPNV 
geblieben. Während auf den Linien entlang 
des Tejo inzwischen moderne Fahrzeuge 
rollen, bimmeln sich auf den Bergstrecken 
der Altstadt noch immer die „Remodelados“ 
– aufgearbeiteten Fahrzeuge der 30/40er-
Jahre – ihren Weg durch die engen Gassen. 
Sie sind alternativlos: Moderne Trams oder 
gar Busse könnten die Kurvenradien und 
Steigungen nicht bewältigen. So hat sich 
die zum Stadttarif nutzbare Eléctrico neben 
den drei Standseilbahnen zu einer Haupt-
touristenattraktion entwickelt. Infolge des 

Überandranges können Einheimische im 
Sommer nicht mehr zuverlässig transpor-
tiert werden; negative Folge des Billig-
flieger-, Instagram- und Airbnb-basierten 
„Overtourismus“! Ein weiterer Ausflug führt 
uns mit einem „Intercidades“ der CP und ei-
nem Regionalzug in die Algarve: Wir fahren 
über die „Linha do Sul“ nach Faro und vor 
dort weiter bis Tavira. Die Regierung hat zur 
Anbindung dieser sprichwörtlich am Ende 
Europas liegenden Provinz ohne jegliche 
Großstadt die Strecke abschnittsweise für 
Tempo 220 ausgebaut; die Elektrifizierung 
nach Tavira und weiter bis zur spanischen 
Grenze ist im Bau. Wir wundern uns, dass 
das noch immer durch die Finanzkrisen 
gebeutelte Portugal Mittel zur zeitgemä-
ßen Anbindung einer ländlichen Region 
aufbringt, während die deutsche Bundes-
regierung zwar beständig Elektrifizierungs-
ziele vorgibt, aber deren Realisierung nur 
halbherzig angeht und bei der elektrischen 
Anbindung peripherer Räume – unter Ver-
weis auf die „Wirtschaftlichkeit“ – gänzlich 
kneift. In Portugal weiß man um die Bedeu-
tung der infrastrukturellen Erreichbarkeit. 
Selbstverständlich strebt es eine Reaktivie-
rung der grenzüberschreitenden Strecke 
aus der Algarve nach Spanien an. Dies stößt 
jenseits der Grenze auf taube Ohren. Mad-
rid scheint zu weit weg; schon Sevilla bleibt 
unerreichbar.

Gerettete  
Hochgeschwindigkeitsträume

So bleibt uns nichts anderes übrig, als von 
Lissabon über eine der zwei überhaupt 
noch im Betrieb befindlichen Regionalstre-

cken nach Spanien zurückzukehren. Der 
Besuch des nationalen Eisenbahnmuseums 
in Entroncamento entschädigt für den Um-
weg. Von diesem Eisenbahnknoten geht es 
dann nach Badajoz. Andere Züge tuckern 
nicht mehr über die Grenze. Dabei gibt es 
auch für die Strecke Lissabon–Madrid Hoch-
geschwindigkeitspläne: Die 700 Kilometer 
sollten längst in nur drei Stunden bewältigt 
werden. Diese Zeit benötigt unser zwei Mal 
am Tag blubbernde „Schienenbus“ allein 
für die 170 Kilometer zwischen Entronca-
mento und Badajoz. Die Weltfinanzkrise 
hatte auch hier alle Bauarbeiten gestoppt.  
Dr. Guerra informierte uns aber, dass in Kür-
ze Teilabschnitte der portugiesischen Stre-
cke – entgegen der Ursprungsplanung nur 
eingleisig und in Breitspur – in Betrieb ge-
hen. Dann werden durchgehende Züge mit 
einer Fahrzeit von fünf Stunden – perspekti-
visch vier Stunden – beide Hauptstädte ver-
binden. Wir sind gespannt. Wir übernachten 
in der extramadurischen Hauptstadt Méri-
da. Auf unserer Weiterfahrt nach Madrid 
können wir feststellen, dass in Spanien 
Teilabschnitte der Hochgeschwindigkeits-
strecke schon in Betrieb sind: ebenso zu-
nächst breitspurig ausgeführt. Da ab Pla-
sencia die fahrdrahtlose Altstrecke genutzt 
werden muss, zeigen die Talgos abermals 
ihre hohe Flexibilität: Dieselpowerpacks 
bringen den spätestens jetzt sprichwörtlich 
werdenden „Alvia“ bis nach Madrid-Atocha. 
Wären derartige Lösungen – möglicherwei-
se mit Akkus – nicht eine Zwischenoption 
für Schnellzüge auf Achsen wie Nürnberg/
München–Plzeň–Praha oder München–
Dresden–Görlitz–Wrocław–Warszawa? 
Hochgeschwindigkeitsfernverkehr muss 

Bilder von links:

Die portugiesische Variante des  
„Interregio“ mit Schweizer Wagen von 
"Schindler" in Tua. Alte Technik, doch  
die Regionen sind nicht abgehängt.

Die „Elevadores“ und die „Eléctricos“  
Lissabon fehlen in keinem Reiseführer.  
Dank „Overtourism“ müssen Einheimische  
oft zurückstehen.

Der Architekt Santiago Calatrava hat mit  
dem Bahnhof „Oriente“ Architektur­
geschichte für das entstehende Hoch­
geschwindigkeitsnetz geschaffen. Noch 
dominieren die „Intercidades“ Portugal. 

Europäische Verkehrspolitik
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nicht notwendigerweise an einer Elektrifi-
zierungslücke auf dem Land scheitern.
 
Spanien: Städtischer  
Verkehr läuft gut

In der spanischen Hauptstadt (3,3 Millionen 
Einwohner) machen wir uns ebenso inten-
siv mit dem ÖPNV vertraut. Was man bei 
der Anbindung der Regionen untereinan-
der spart, investiert das Land im städtischen 
Verkehr. Die rund 300 Kilometer der Metro 
hat man in den Vorstädten mit einer „Metro 
Ligero“, einer oberirdischen Stadtbahn, zur 
Anbindung der allerorts hochgezogenen 
Neubausiedlungen ergänzt. Wohnungs- 
und Verkehrsbau gelingt besser als bei 
uns. Leider funktionierte unsere Rückfahrt 
nach Deutschland nicht so reibungslos 
wie der Verkehr in der Metropole: Nach 
dem Passieren der in Spanien bei Nutzung 
von Hochgeschwindigkeitszügen obliga-
torischen Sicherheitskontrolle warten wir 
im Abfertigungsbereich Atochas auf die 
Anzeige des Gleises unseres AVE-Zuges (Vo-
gel) Richtung Marseille. 15 Minuten nach 
Abfahrtszeit statt des Gleises: „Demorado“ 
(Verspätung). Die zahlreich präsenten Bahn-
mitarbeiter können uns nur sagen, dass der 
Zug noch fahren soll; sie wissen selbst nicht, 
wann. Am Ende haben wir drei Stunden 
Zeit, das rege Treiben auf Spaniens wich-
tigstem Bahnhof zu betrachten: Die AVE der  
RENFE haben mächtig Konkurrenz durch den  
„Ouigo“ (französischer TGV) und den „Iryo“ 
(italienischer Frecciarossa). In Richtung Bar-
celona ging etwa alle 10 Minuten ein Zug ab.  
Mit fast 250 km/h Reisegeschwindigkeit 
(310 km/h Höchstgeschwindigkeit) sind 

hier die schnellsten Züge Europas unter-
wegs. Ob es sinnvoll ist, die Staatsbahnen 
derart in den von der EU forcierten „Wett-
bewerb“ aufeinanderzuhetzen, statt sie 
zu verpflichten, gemeinsam zuverlässige 
Angebote zu gestalten, sei dahingestellt. 
Immerhin gibt es zwischen Madrid und 
Barcelona und Montpellier und Marseille 
Hochgeschwindigkeitsverkehr über Gren-
zen hinweg – wenn auch mit Mängeln. 
Einst auch hier fahrende Talgo-Nachtzüge 
Paris–Madrid werden bis heute nicht wieder 
angeboten; selbst die Tages-TGV aus Paris 
enden spätestens in Barcelona. So mussten 
wir eine Übernachtung in Südfrankreich 
zwischenschalten. Aufgrund der enormen 
Verspätung musste der für den Abend ge-
plante Gang über die berühmte Brücke von 
Avignon leider entfallen. Am nächsten Mor-
gen brachte uns die Kooperation von SNCF 
und DB pünktlich vom außerhalb der Stadt 
gelegenen Bahnhof „Avignon TGV“ nach 
Karlsruhe Hbf. 

Fazit

Portugal ist in Sachen SPNV auf einem 
guten Weg: Investitionen in den städtischen 
ÖPNV und in Hochgeschwindigkeitsfanta
sien gehen nicht zulasten der Anbindung 
der ländlichen Räume. Sie ergänzen sich. 
Spanien investiert zwar wie kein anderes 
Land in sein Hochgeschwindigkeitsnetz. 
Abseits der Magistralen und außerhalb der 
Metropolen steht es aber schlecht um den 
öffentlichen Verkehr – von Ausnahmen wie 
dem Baskenland einmal abgesehen. Insge-
samt muss Europa an seinem Zusammen-
wachsen arbeiten: Der steigenden Zahl an 

Flugreisenden müssen bezahlbare Alter-
nativen auf der Schiene entgegengesetzt 
werden. Dass lediglich ein Grenzübergang 
den transnationalen Fernverkehr zwischen 
Mitteleuropa und der Iberischen Halbinsel 
abwickelt, mutet als Anachronismus an: 
Schließlich scheitern durchgehende An-
gebote längst nicht mehr an der Technik 
wie unterschiedlichen Elektrifizierungs-
systemen und Spurweiten. Sie scheitern 
einzig an falschen politischen Rahmenbe-
dingungen. Unser Reiseleiter musste die 
Fahrt mit einem dicken Ordner antreten: 
Gruppenfahrscheine, zumal grenz- und 
gesellschaftsüberschreitend, waren für die 
Fahrten mit der RENFE, Euskotren, FEVE 
oder der CP online nirgendwo erhältlich; 
für jede Fahrt und jeden Reisenden nur 
Einzeltickets! So liefen alle Versuche der 
europarechtlich vorgesehenen anteiligen 
Fahrgeldrückerstattung für drei Stunden 
„Demorado“ ins Leere. Die „europäische 
Nachtzuginitiative“ sollte eingedenk der 
anstehenden iberische Streckeneröffnun-
gen durchgehende Angebote nicht nur von 
Paris, sondern auch von Frankfurt (Main) bis 
nach Barcelona, Madrid und bis nach Lissa-
bon in den Blick nehmen. Gleichsam sind 
Züge ohne Umstieg über Bordeaux bis nach 
Bilbao oder Porto denkbar. Schließlich gab 
es derart weite Zuglaufwege ebenso wie 
einen einheitlichen Bahntarif schon einmal, 
als die Grenzen Europas noch geschlossen 
waren und „Talgo“ noch keinen netzanpas-
sungsfähigen „Alvia“ herstellte.

INGO KOSCHENZ

FAHRGASTVERBAND PRO BAHN 
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Bielefeld, Herford, Warburg, 
Gotha und anderswo

S
eit Monaten wurde über eine drei-
wöchige Sperrung der wichtigsten 
Verbindung zwischen Ruhrgebiet 
und Berlin berichtet, die für den 

16. August 2024 angesetzt war. Flixtrain 
hatte den Verkauf von Fahrscheinen nach 
Bielefeld und Herford längst eingestellt. 
Aber immer noch verkaufte DB Fernver-
kehr Tickets für ihre ICE-Züge, die nicht in 
Bielefeld und Herford halten würden. Nur 
ein Warnhinweis, der leicht zu übersehen 
war, meldete, dass Bauarbeiten anstehen. 
Der Fahrplan für den Regionalverkehr sah 
aus wie immer.

Zwei Wochen vor Baubeginn kam dann das 
böse Erwachen. Innerhalb von zwei Tagen 
verschwanden ICE und Intercity aus den 
Fahrplänen, die Fahrpläne der Regionalzüge 
wurden geändert und der Schienenersatz-
verkehr in die Auskunft eingepflegt. Wer 
nun ab Bielefeld oder Herford reisen wollte, 
musste in der Regel eine Stunde mehr Zeit 
einplanen und mehrfach umsteigen.

Für den 12. Oktober war erneut eine Wo-
che Streckensperrung angesetzt, diesmal in 
Herford. Zwar wurden die Fernverkehrszü-
ge etwas früher aus dem Fahrplan genom-
men, aber auch hier wurden die Fahrpläne 
für den Regionalverkehr erst zwei Wochen 
vorher geändert.

In anderen Fällen wird die Streckensperrung 
noch später in den Fahrplänen sichtbar.  
Vom 17. Oktober 2024 an musste die Bahn

Knapp vier Wochen später verschwan-
den dann die einzigen zwei umgeleiteten 
Direktzüge zwischen Nordrhein-Westfalen 
und Thüringen ganz aus dem Fahrplan – 
an den Tagen, für die der Fahrgastverband  
PRO BAHN zum Fahrgastsymposium 2024 
nach Jena eingeladen hatte. Denn für die-
se Tage hatte die DB eine Vollsperrung zwi-
schen Erfurt und Gotha angeordnet. Fern-
züge nach Frankfurt wurden über Würzburg 
umgeleitet. Die ohnehin schwach besetzten 
Intercitys starteten gar nicht, weil es für sie 
keine Umleitung gibt.

Dann kam der Fahrplanwechsel. Bauarbei-
ten, die Nahverkehrszüge betreffen, gebe 

verbindung von Hamm nach Kassel un-
terbrochen werden, um eine Senkung im 
Untergrund der Strecke zu beseitigen. Ei-
nige Zeit vorher gelangten die Fahrpläne  
für die Umleitung der drei täglichen Fern
züge in die Auskünfte: Die wurden von 
Paderborn über Hannover nach Kassel 
geschickt, um von dort mit mehr als einer 
Stunde Verspätung ihren Weg fortzuset-
zen. Wochenlang behauptete die Fahr-
planauskunft, man könne diese Züge mit 
den Regionalzügen auf dem direkten Weg 
bequem einholen und eine Stunde Zeit 
sparen. Erst zwei Tage vor Baubeginn war 
es damit vorbei, denn nun kam der Ersatz-
verkehr in die Auskunft.

Erst wenige Tage vor Beginn einer Vollsperrung erfahren Fahrgäste oft davon, dass ihre 
Züge nicht wie geplant fahren. Pendler stehen von heute auf morgen vor dem Problem, 
dass sie ihren Arbeitsplatz nicht mehr erreichen können. Züge verschwinden spurlos aus 
dem Fahrplan. Verkehrsunternehmen können ihre Fahrgäste nicht rechtzeitig informieren. 
Der Vorzeige-Ersatzverkehr an der Riedbahn blendet darüber hinweg, wie desolat die Lage 
vieler Fahrgäste ist, wenn gebaut wird. Die Stimmung ist gereizt – nicht nur auf den Bahn-
steigen.

Fahrgastinformationen

Märchen-App statt Kursbuch
Fahrplanauskünfte werden zunehmend zu Fake News 
Bauarbeiten überfordern Verkehrsunternehmen

Fake News (links) und tatsächlicher Fahrplan.

Verkehr und Politik
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es das ganze Jahr 2025 nicht, behauptet 
die Auskunft. Nur der Fahrgastverband PRO 
BAHN weiß es besser und muss warnen.

Baustellen werden  
langfristig geplant

Mehr als drei Jahre vorher muss die Deut-
sche Bahn als Netzbetreiber solche Baustel-
len anmelden – das ist nach den Bestim-
mungen der EU so vorgeschrieben. Daher 
hat DB InfraGo die Konsultation der Ver-
kehrsunternehmen für Generalsanierungen 
im Jahr 2028 bereits im Herbst 2024 offiziell 
gestartet. Warum dauert es dennoch endlos 
lange, bis Ersatzfahrpläne erstellt werden? 
Warum erfahren Pendler davon erst in letz-
ter Minute?

Zunächst vergeht viel Zeit, bis feststeht, 
dass wirklich gebaut wird. Die Anmeldung 
der Sperrung muss zu einem Zeitpunkt er-
folgen, zu dem nicht einmal feststeht, ob die 
DB das Geld dafür hat oder ein Bauunter-
nehmen findet. Für viele größere Baumaß-
nahmen müsste das Geld im Bundeshaus-
halt erst noch bereitgestellt werden. Für 
die Generalsanierung zwischen Hamburg 
und Berlin, die im August 2025 beginnen 
soll, hätte der Bundeshaushalt 2025 be-
schlossen sein müssen, aber bekanntlich 
wird der Haushalt erst von der nächsten 
Bundesregierung und frühestens vor der 
Sommerpause 2025 beschlossen. Um die 

Finanzierung zu sichern, musste die DB Geld 
am Kapitalmarkt aufnehmen.

Doch der Vorschlag, die Bauarbeiten abzu-
sagen oder zu verschieben, ist so nicht um-
setzbar. Denn mit einer Vollsperrung plant 
die DB in der Regel weitere „Schattenmaß-
nahmen“. Erfordert der Ersatz einer Brücke 
eine Vollsperrung, dann plant DB InfraGo 
auch gleich, auf der gesperrten Strecke 
Schienen und Weichen auszuwechseln oder 
Lärmschutzwände zu errichten. Stellt sich 
heraus, dass die Brücke nicht erneuert wer-
den kann, so können die anderen Maßnah-
men nicht einfach abgesagt werden. Selbst 
wenn die „Schattenmaßnahmen“ nicht die 
Sperrung aller Gleise erfordern würden, 
kann der Betrieb nicht einfach aufrechter-
halten bleiben, denn jede Maßnahme unter 
Betrieb erfordert Sicherungspersonal, das 
nicht eingeplant ist und daher nicht zur 
Verfügung steht.

Es kommt durchaus öfter vor, dass für Bau-
maßnahmen kein Unternehmen gefunden 
wurde, die Sperrung aber trotzdem durch-
gezogen wird. Andere Gründe, aus denen 
Baumaßnahmen nicht wie geplant möglich 
sind, sind ebenfalls nicht selten. Ergebnisse 
von Untersuchungen des Baugrunds oder 
fehlende spezielle Ersatzteile können zur 
Änderung der Pläne zwingen. Jede Bau-
stelle ist eine große logistische Leistung 
und fordert die Verantwortlichen oft bis 

zum Letzten heraus. Personalmangel an 
allen Ecken und Enden macht das Leben 
der Ingenieure nicht leichter. Wer auf dem 
Bahnsteig nur flucht, unterschätzt, wie kom-
pliziert Bahnbau ist.

Unternehmen beschweren sich

Es kann also sehr lange dauern, bis wirklich 
feststeht, dass gesperrt wird. Und dieser 
Zeitpunkt liegt sehr spät – eigentlich zu 
spät. Denn dann bleibt für die Organisa- 
tion des Schienenersatzverkehrs nicht mehr 
viel Zeit.

Darüber beschweren sich die Unternehmen 
des Personenverkehrs zunehmend. Einige 
tun es hinter vorgehaltener Hand, andere 
wenden sich an die Bundesnetzagentur, 
andere tun es mittlerweile öffentlich.

Am 17. Juli 2024 schreibt die Arverio  
Bayern GmbH in einer Pressemitteilung:

Leider wurden die Vorhaben im Abschnitt 
Augsburg–München wieder viel zu kurzfris-
tig angekündigt; eine verbindliche mündliche 
Ankündigung hat die Planer von Arverio am 
9.7. erreicht, die für die Ausarbeitung der ge-
nauen Fahrpläne nötigen schriftlichen Unter-
lagen liegen bis heute (17.7.) noch nicht vor. 
Eigentlich beträgt der zeitliche Vorlauf dafür 
bei einer Baumaßnahme dieser Größenord-
nung nach den Richtlinien, die sich die Deut-BI
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Wohin geht die Reise? Ersatzverkehr ohne Ziel in Herford.
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schen Bahn selbst gegeben hat, mindestens 
24 Wochen.

Daher kann Arverio den Fahrgästen derzeit 
auch nur das grobe Konzept schildern, aber 
noch nicht alle konkreten Zeiten nennen. 
Auch die Online-Auskunftssysteme können 
erst dann mit den richtigen Informationen 
befüllt werden, wenn diese endgültig vorlie-
gen. Arverio wird alles daransetzen, so bald 
wie möglich die Fahrpläne online zur Verfü-
gung zu stellen.

Besonderen Unmut erzeugt eine neue 
Strategie der DB, kleine Baumaßnahmen in 
sogenannten „Containern“ zu bündeln und 
regelmäßig ab 21 Uhr Strecken zu sperren. 
Das Vorgehen von DB InfraGo kritisiert die 
Nordwestbahn GmbH am 19. Juli 2024 so:

Angesichts der Masse der Maßnahmen, die 
sich monatlich wiederholen (Stand 4.7.2024: 
246 sich wiederholende Maßnahmen allein 
bei DB Regio in Nordrhein-Westfalen), wur-
den die Kundeninformationen nicht wie sonst 
üblich im Detail kommuniziert. Stattdessen 
sollen sich die Fahrgäste selbstständig über 
Ersatzfahrpläne in der elektronischen Reise-
auskunft und stetig aktualisierte Änderungs-
fahrpläne an den Bahnhöfen sowie auf der 
Website www.bahnhof.de informieren.

„Wir erhalten generell nur spärliche Infor
mationen vom Infrastrukturbetreiber DB 
InfraGO und können unsere Fahrgäste daher 
nicht adäquat informieren. Weder die genau-
en Tage noch die genauen Linien, die von den 

Bauarbeiten betroffen sind, sind uns aktuell 
bekannt“, erläutert Ulrich Ehrhardt, Geschäfts-
führer der NordWestBahn. „Wir würden unsere 
Fahrgäste gerne besser informieren, können 
es aber nicht, weil uns die notwendigen In-
formationen fehlen. Dies ist ein unhaltbarer 
Zustand, der nicht nur die Bahnbetreiber dau-
erhaft frustriert, sondern vor allem natürlich 
Tausende von betroffenen Fahrgästen.“

Während der Zweckverband Nahverkehr 
Westfalen-Lippe die Problematik nur in 
einer nichtöffentlichen Sitzung behandelt 
und damit die Informationen vor der Öffent-
lichkeit versteckt, nennt der Zweckverband 
GoRheinland das Problem in einer öffent-
lichen Vorlage für eine Sitzung am 16. Sep-
tember 2024 beim Namen:

Die Rückmeldungen der EVU zeigen, dass 
es noch zu vielschichtigen Problemen in der 
Praxis kommt. So ist die Planung von Ersatz-
konzepten nahezu unmöglich, da die zusätz-
lichen Instandhaltungs-Container dafür sor-
gen, dass es zu diversen Wechselwirkungen 
mit den vorhandenen Regel-Baumaßnah-
men kommt, die bei der Bearbeitung von DB  
InfraGO AG häufig keine Beachtung finden 
und oft erst von den EVU identifiziert werden. 
Gleichzeitig werden die Container nur stre-
ckenspezifisch ausgeregelt, eine linienbezo-
gene Betrachtung im SPNV findet nicht statt. 
Dies führt dazu, dass Linien durch die Kombi-
nation verschiedener Container weiträumig 
ausfallen müssen […]. Darüber hinaus sind 
bei einigen Containern die betroffenen Stre-
ckenabschnitte so lang, dass auch bei ein-

gleisigem Betrieb gravierende Auswirkungen 
für die Fahrgäste entstehen. […] Vermeintlich 
kleine nächtliche Einschränkungen führen so 
zu gewaltigen Ausfällen, die mit einem Schie-
nenersatzverkehr (SEV) nicht abzudecken sind.

Weiterhin enthält das von DB InfraGO AG an 
die EVU veröffentlichte Betriebskonzept nur 
jeweils die Informationen für das jeweilige 
EVU. Es gibt jedoch keinerlei Informationen 
darüber, inwieweit parallel verlaufende Linien 
beeinträchtigt sind. Dies macht eine Konzept
erstellung im Sinne der Fahrgäste aufgrund 
des massiven Abstimmungsaufwandes prak-
tisch unmöglich. Auch führt dies teilweise 
dazu, dass unnötige, teure SEV eingesetzt 
werden, obwohl Parallelangebote auf der 
Schiene noch vorhanden sind. Eine Abstim-
mung mit den SPNV-Aufgabenträgern über 
bei problematischen Containermaßnahmen 
zu bevorzugende Linien, was zu einer fahr-
gastfreundlichen Gestaltung der Verkehre 
hätte beitragen können, hat nicht stattgefun-
den und ist seitens der DB InfraGO AG auch 
weiterhin nicht geplant.

Endspurt bis zum Busfahrplan

Mit den enorm vielen Baustellen werden 
Verkehrsunternehmen vor Herausforde-
rungen gestellt, denen sie kaum personell 
gewachsen sind: Zunächst muss festgestellt 
werden, wo noch gefahren werden kann 
und Bahnsteige in der nötigen Länge zur 
Verfügung stehen. Dann sind die Umläu-
fe für die Fahrzeuge neu zu schreiben und 
die Dienstpläne zu ändern. Es muss neu 

Tücken bei der Erstattung von Tickets

Erstattung einfach und schnell:
	● Warten, bis der gebuchte Zug angekommen wäre.
	● „Fahrgastrechte“ zum Ticket im DB-Navigator anklicken.
	● Angeben, dass die Reise nicht angetreten wurde.

Wer wegen des Ausfalls der Verbindung das Ticket zurückgeben 
will, gerät schnell in Schwierigkeiten. „Ist eine Ankunftsverspä-
tung von mehr als 60 Minuten am Zielort des Beförderungs-
vertrages absehbar, haben Reisende die Wahl zwischen einer 
Erstattung des vollen Ticketpreises oder einer kostenlosen Er-
satzbeförderung“, schreibt die Schlichtungsstelle Reise & Verkehr 
auf ihrer Website. Darauf wird in der Mail, die Fahrgäste von der 
DB erhalten, nicht hingewiesen. Vielfach versuchen Fahrgäste, 
die Fahrkarte zu „stornieren“. Dafür gibt es im DB-Navigator die 
Funktion mit diesem Namen, aber sie führt in die Irre: Bei Super-
Sparpreisen wird angezeigt, dass die Stornierung nicht möglich 
sei, bei anderen Tickets – jetzt auch bei Flexpreisen – werden 

VERBRAUCHER-TIPP

die vertragsgemäßen Stornierungsgebühren erhoben und nur 
ein Gutschein ausgestellt. Wer versucht, sein Geld mit einer Mail 
von der DB zurückzuerhalten, erhält die gleiche Antwort. Wer das 
nicht akzeptiert und auf seine Fahrgastrechte beharrt, dem wird 
schließlich mitgeteilt, er sei ein Querulant. Dann funktioniert die 
Rückerstattung nur noch, wenn man sich an die Schlichtungs-
stelle Reise & Verkehr wendet. Aber es geht einfacher, wenn man 
rechtzeitig die „Schublade Fahrgastrechte“ zieht. Auch dafür gibt 
es im DB-Navigator eine Funktion. Diese lässt zu, anzuklicken, 
dass man die Fahrt nicht angetreten hat. Mit ein paar weiteren 
Klicks kommt dann das Geld zurück aufs Konto. Aber Vorsicht: 
Das funktioniert erst, nachdem der gebuchte Zug laut Fahrplan 
angekommen wäre. Vorher verweigert die App diesen Dienst.

Man kann selbstverständlich auch einen Fahrgastrechte-Antrag 
schriftlich oder online stellen. Die Bearbeitung dauert aber in der 
Regel länger. Sollte es nicht klappen, kann der Weg zur Schlich-
tungsstelle Reise & Verkehr angetreten werden: 
https://www.schlichtung-reise-und-verkehr.de/

Verkehr und Politik
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die Misere der Fahrgastinformation und des 
Ersatzverkehrs können wir nicht benennen, 
es ist das ganze System Bahn, das versagt, 
weil die Bedürfnisse der Fahrgäste völlig aus 
dem Blick geraten sind. Unter dem Druck, 
dass nun die maroden Schienen schnells-
tens repariert werden müssen, ist kaum Zeit, 
das System zu verbessern.“

RAINER ENGEL

FAHRGASTVERBAND PRO BAHN 
LANDESVERBAND NORDRHEIN-WESTFALEN

weisung zum Ersatzbus, aber es erobert 
die Bahnhöfe nur im Schneckentempo. Es 
gibt Lagepläne der Ersatzhaltestellen, doch 
der normale Fahrgast findet sie nicht. Der 
Gesetzgeber hat vor drei Jahrzehnten ge-
glaubt, solche Probleme würden sich von 
selbst lösen, wenn man aus einer Behörde 
viele Unternehmen machen würde.

Rainer Engel zieht als stellvertretender 
Landesvorsitzender des PRO BAHN-Lan-
desverbandes Nordrhein-Westfalen ein 
bitteres Fazit: „Einen Verantwortlichen für 

organisiert werden, wie die Fahrzeuge in 
die Werkstatt kommen, wo der Inhalt der 
Toiletten entsorgt werden können, wo ge-
tankt werden kann, wo außerplanmäßig 
abgestellt werden kann. Sicherheitsdienste 
sind zu organisieren, damit die Fahrzeuge 
nicht am nächsten Morgen durch Graffiti 
fahruntauglich sind. Manchmal ist das alles 
nicht möglich, und es muss eine Strecke im 
Ersatzverkehr bedient werden, obwohl sie 
nicht gesperrt ist.

Ein Busunternehmen muss gefunden 
werden, das Busse und Fahrer stellt. Bus-
fahrpläne müssen erstellt und in die eu-
ropaweit verwendeten Auskunftssysteme 
eingepflegt werden. Für Linien, die nicht 
von Bahnhof zu Bahnhof fahren, müssen 
Genehmigungen eingeholt werden. Die 
Wegweisung auf dem Bahnhof muss ein-
gerichtet, Haltestellen beschildert und Fahr-
pläne ausgehängt werden.

System der  
Verantwortungslosigkeit

Die Bahnreform von 1994 hat ein System 
der Verantwortungslosigkeit gegenüber 
den Endkunden der Eisenbahn geschaffen. 
Fahrgäste treten mit dem Betreiber der In
frastruktur nicht in eine unmittelbare recht-
liche Beziehung. Die Netzsparte der DB kann 
als Monopolunternehmen Bedingungen für 
die Nutzung der Infrastruktur durchsetzen, 
die sich kein anderes Unternehmen leis-
ten könnte. Dementsprechend stehen die 
Verkehrsunternehmen den Infrastruktur
unternehmen ziemlich hilflos gegenüber. 
Erst die zunehmende Größe der Vollsper-
rungen hat den Blick auf die Bedürfnisse der 
Endkunden geschärft, und die Orientierung 
von DB InfraGo auf das Gemeinwohl kann 
diese Entwicklung beschleunigen. Aber bis 
heute ist außerhalb der Vorzeige-Vollsper-
rungen an der Riedbahn und einiger an-
derer Großprojekte wenig davon zu sehen 
und zu spüren. Nicht die DB als Betreiber 
der Bahnhöfe ist dafür verantwortlich, dass 
Haltestellen für die Ersatzbusse gefunden 
und ausgeschildert werden, sondern die 
Verkehrsunternehmen, die großenteils nur 
Auftragnehmer auf Zeit sind. Es gibt ein 
neues verständliches Logo für die Weg-

VERBRAUCHER-TIPP

Früher mehr wissen
	● Website strecken-info.de aufrufen.
	● „Live-Aktualisierung“ durch 

 „Fixer Zeitraum“ ersetzen.
	● Reisedatum eingeben.
	● „Baustellen“ und „nur  

Totalsperrungen“ anhaken.
	● Vorgesehene Reiseroute nach  

Einträgen absuchen.

Die eigentlich für Verkehrsunternehmen 
gedachte Website strecken-info.de ist 
auch für Fahrgäste zugänglich. Hier ver-
zeichnet DB InfraGo alle Baustellen auf 

zwei Monate im Voraus. Mit etwas Mühe 
gelingt es, die Angaben auszuwerten. 
Wenn sehr wichtige Reisen anstehen oder 
wenn der Verdacht aufkommt, dass die 
Strecke gesperrt sein könnte, kann man 
sich Gewissheit verschaffen. Verdacht 
wiederum sollte man schöpfen, wenn 
bereits Änderungen bei Fernverkehrs
zügen im Fahrplan sichtbar werden. Diese 
Website nennt auch aktuelle Störungen.

Lagepläne für den Ersatzverkehr findet 
man nur über die Internetseite bahnhof.
de, mit direkten Links zum Lageplan in 
der Abfahrtstafel.

Barrierefrei ist anders: Wegeleitung zum Ersatzverkehr, Essen Hauptbahnhof.

 Das neue Logo  
für den Ersatz-
verkehr: Wann 
kommt es in die 
Bahnhöfe?
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Die Sachsen-Franken-Magistrale führt von Görlitz über Dresden, 
Chemnitz, Zwickau, Plauen, Hof, Marktredwitz und Pegnitz nach 
Nürnberg. Das berühmteste Bauwerk auf dieser Strecke ist die größ-
te Ziegelsteinbrücke der Welt, die Göltzschtalbrücke bei Reichen-
bach im Vogtland. Ein Ast der Sachsen-Franken-Magistrale führt 
nach Leipzig über Werdau, Gößnitz und Altenburg.

Schwerpunkt der Veranstaltung war der auf bayerischer Seite lie-
gende Streckenabschnitt von Hof nach Nürnberg. Bei dem Bahn-
gipfel wurde aber auch über die Relationen nach Eger (Cheb) und 
Karlsbad (Karlovy Vary) in der Tschechischen Republik gesprochen. 

Die Teilnehmenden an der Konferenz waren überwiegend Vertrete-
rinnen und Vertreter der Regionen Sachsen und Bayern – unter an-
derem von der DB InfraGO GmbH, der TU Dresden, dem Sächsisch-
Bayerischen Städtenetz (Städte Hof, Marktredwitz, Bayreuth, Plauen 
und Zwickau), dem überparteilich arbeitenden parlamentarischen 
Arbeitskreis, der IHK Chemnitz-Vogtland und Repräsentanten der 

bayerischen und sächsischen Verkehrs-
ministerien. Neben der CDU, vertreten 
durch Yvonne Magwas, unterstützte auch 
die SPD in Person ihres stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden Detlef Müller den 
Bahngipfel. Die Bedeutung des Projekts 
geht dabei deutlich über Sachsen und 
Bayern hinaus. Auch tschechische Ver-
treter übermittelten ihren Rückhalt für 
das Ausbauprojekt, das für die Einfüh-
rung durchgehender Züge auf der Ver-
bindung Nürnberg–Cheb–Prag (Praha) 
unabdingbar ist. Große Einigkeit bestand 
von Anbeginn der Veranstaltung, dass die 
vollständige Elektrifizierung nicht nur zu 

einer erheblichen Verbesse-
rung des Fahrkomforts und 
kürzeren Reisezeiten führen, 
sondern auch die Attraktivi-

tät der Region für Unternehmen steigern 
und den Güterverkehr auf der Schiene 
fördern würde. Nach einer kurzen Ein-
leitung von Bertram Zetzsche über die 
Geschichte der Strecke bis in die Gegen-
wart („Prager Flüchtlingszüge“) sprach 
Yvonne Magwas über die Aktivitäten zum 
Ausbau und zur Elektrifizierung der Sach-
sen-Franken-Magistrale seit den 2000ern. 
Auch sie forderte eine schnelle Ausbau-
tätigkeit dieser wichtigen Verbindung.

„W
ann fährt wieder ein Personenzug durchgängig 
von Dresden nach Nürnberg oder von Dresden 
nach München?“ Diese Frage stellen sich viele 
Bürger, die oft mit der Bahn reisen oder auch ein-

mal das Auto stehen lassen wollen. Es fehlt noch auf einem circa 
140 Kilometer langen Stück Strecke die Oberleitung, damit Züge 
zwischen Hof und Nürnberg durchgängig ohne Lokwechsel fahren 
können. Und da diese Lücke schon seit sehr vielen Jahre besteht und 
immer noch keine Baumaßnahmen anberaumt wurden, luden die 
mitteldeutschen und bayerischen Landesverbände des Fahrgastver-
bands PRO BAHN am 16.11.2024 zu einen Bahngipfel in das vogtlän-
dische Plauen ein, um auf diesen Missstand aufmerksam zu machen 
und neue Impulse zu geben. Die Veranstaltung wurde von Prof. Dr. 
Lukas Iffländer, stellvertretender Bundesvorsitzender von PRO BAHN 
und Vorsitzender von PRO BAHN Bayern e. V., und Bertram Zetzsche, 
Schatzmeister von PRO BAHN Mitteldeutschland e. V., organisiert. 
Die Schirmherrschaft übernahm dankenswerterweise Frau Yvonne 
Magwas (CDU, Vizepräsidentin des Deutschen Bundestags). 

Die Sachsen-Franken-Magistrale ist eine wichtige Verkehrsader zwischen Sachsen und 
Nordbayern. Aber nicht nur das. Auch als Verbindung nach Tschechien spielt die Stre
cke im europäischen Rahmen eine wesentliche Rolle. Deshalb fordert der Fahrgastver-
band PRO BAHN die unverzügliche Aufhebung des Ausbaustopps der Franken-Sachsen- 
Magistrale!

Es muss weiter gehen!
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Übersicht der Sachsen-
Franken-Magistrale mit den 
Abzweigen nach Leipzig und 
in die Tschechische Republik.

Die Göltzschtalbrücke bei 
Reichenbach im Vogtland.
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Wie ist der Stand heute?

Seit dem Jahr 2003 ist der Ausbau Inhalt des vordringlichen Bedarfs 
des Bundesverkehrswegeplans. Was ist bis jetzt passiert? Darüber 
informierte der Leiter des Projektteams DB Bahnausbau Nordost-
bayern der DB InfraGO AG, Norman Wilk, zusammen mit dem Pro-
jektleiter Bahnelektrifizierung Hof–Marktredwitz, Matthias Holfeld. 
Die Vorplanung für die Strecke Nürnberg–Marktredwitz–Schirn-
ding–Grenze (D/CZ) ruht weiterhin, da das Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr beim Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) der 
Ausbaumaßnahme ein Ergebnis von 0,6 berechnet hat – der Ausbau 
sei damit unwirtschaftlich. Für einen wirtschaftlichen Ausbau sollte 
das NKV größer als 1 sein. Da auch aus Sicht zahlreicher Fachleute 
die Berechnungsformel ungeeignet ist, wird eine generelle Abschaf-
fung der Formel gefordert.

Ausbau Hof–Marktredwitz

Zumindest ein positives Signal gibt es: Die Elektrifizierung des  
42 Kilometer langen Abschnitts Hof–Marktredwitz befindet sich 
im Planfeststellungsverfahren, da dieser Abschnitt zum Projekt 
Hof–Regensburg–Obertraubling gehört. Hier ist der Neubau von 
Straßenbrücken, der Umbau von Bahnhöfen und die Planung von 
Schallschutzmaßnahmen notwendig. Auch soll das Zugbeeinflus-
sungssystem ETCS installiert werden.

Elektrifizierung und Ausbau Schnabelwaid–Bayreuth

Durch den Freistaat Bayern wurde der Planungsvertrag am 1. Juli 
2024 unterzeichnet. Die Elektrifizierung und der Ausbau des 18 Ki-
lometer langen Abschnitts steht im unmittelbaren Zusammenhang 
mit dem Ausbau der Franken-Sachsen-Magistrale. Es wurde noch-
mals auf die Notwendigkeit hingewiesen, dass die Richard-Wagner- 

und Universitätsstadt Bayreuth einen qualifizierten Bahnanschluss 
im Rahmen der Metropolregion Nürnberg erhalten muss. 

Bedeutende Verkehrsachse innerhalb Europas

Für die Entlastung bestehender Güterbahnstrecken in Europa wird 
der Ostkorridor Süd von großer Bedeutung. Denn damit ergeben 
sich alternative Routen und große Kapazitätssteigerungen für den 
Gütertransport auf der Schiene. Der Ausbau und die Elektrifizierung 
von Hof–Marktredwitz–Regensburg mit einer Gesamtlänge von  
180 km wäre ein großer Beitrag um die Verkehrswende und die 
Klimaziele schneller zu erreichen.

Planung Elektrifizierung 
Strecke Nürnberg–Markt-
redwitz–Schirnding–
Grenze D/CZ.

Ausbau der Strecke 
Hof–Marktredwitz. 

Große Bedeutung 
hat der Ausbau des 
Ostkorridors zur 
Erreichung der  
deutschen Verkehrs- 
und Klimaziele.
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Leistung, Leistung, Leistung!

Prof. Dr.-Ing. Arnd Stephan von der TU Dresden stellte in seinem 
Vortrag die enormen Vorteile eines durchgängigen Elektrozugbe-
triebs eindrucksvoll dar. Der elektrische Antrieb ist alternativlos 
für das Bahnwesen in einer modernen Volkswirtschaft. Akku- und 
Wasserstoffbetrieb sind eher als Zwischenlösung und für Neben-
strecken geeignet. Nur unter einem Oberleitungsdraht lassen sich 
große Massen und hohe Geschwindigkeiten bei verhältnismäßig 
geringem Energieeinsatz transportieren bzw. erreichen. Leistungs-
fähigkeit und Wirtschaftlichkeit sind bei den elektrischen Bah-
nen Alleinstellungsmerkmale. Ein elektrischer Wirkungsgrad von 
mehr als 97 Prozent bei Vollbahnen und eine Geschwindigkeit bis  
350 km/h bei nahezu allen Wetterlagen sind die entscheidenden 
Vorteile des elektrischen Zugbetriebs. Die kontinuierliche Energie-
versorgung mit über 20 Megawatt pro Zug ist durch eine stabile 
Bahnstromversorgung gegeben. 

 
Das Städtenetz (Chemnitz–Zwickau–Plauen–Hof– 
Marktredwitz–Bayreuth) 

Das Städtenetz ist eine regionale Initiative, in der sich die betroffe-
nen Kommunen entlang der Strecke zu einem Aktionsbündnis zu-
sammengeschlossen haben, um gemeinsam für den Ausbau zu 
kämpfen. Als Vertreter sprach Günter Finzel aus dem Bereich Struk-
turentwicklung der Stadt Bayreuth. In seinen Ausführungen beton-
te er die außerordentlich große Bedeutung der Anbindung Mittel-
europas durch das Magistrale-Dreieck Nürnberg–Dresden–Prag.

Prof. Dr.-Ing. Arnd Stephan bei seinem Vortrag zum Vorteil elektrischer Bahnen.

Mit der Aus- und Neubaustrecke Dresden–Prag und der Elektrifizie-
rung des Ost-West-Verkehrs ergibt sich ein hochleistungsfähiges 
Magistralendreieck. Damit wird endlich die Mitte Europas in das 
europäische Bahnsystem vollständig integriert. 

In seinem Vortrag bemängelte Herr Finzel das Fehlen des elektri-
schen Fahrdrahts in der gesamten östlichen Hälfte Nordostbayern. 
Für das Dreieck Nürnberg, Hof und Regensburg ergibt sich damit 
ein Elektrifizierungsbedarf für eine Strecke von circa 1.000 Kilome-
tern. Die Lösung zur Beseitigung der größten Dieselinsel Deutsch-
lands ist die Elektrifizierung der Hauptstrecken Nürnberg–Grenze  

Tschechien (Schirnding) und Hof–Regensburg. Mit dem 
Ausbau der Oberfranken-Achse können Nebenstrecken 
auch mit Hybridfahrzeugen bedient werden. 

Von tschechischer Seite aus wurde bereits 2012 der Aus-
bau der Strecke Pilsen–Cheb (Eger) abgeschlossen. Nun 
genießt die Neubaustrecke Dresden–Prag höchste Prio-
rität.

Fazit: Es muss schnellstmöglich elektrifiziert werden, um 
einen hochwertigen und nachhaltigen Schienenverkehr 
in der Mitte Europas zu realisieren.
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Größte Dieselinsel in Deutschland und Mitteleuropa wird elektrisch!
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Die besondere Geschäftsstelle: Bahnelektrifizierung 

Die Geschäftsstelle ist bei der Logistik-Agentur Oberfranken e. V. in 
Hof/Saale angesiedelt und wird von 14 Landkreisen und kreisfreien 
Städten finanziert, gefördert und getragen. Dazu zählen das 

	● Sächsisch-Bayerische Städtenetz,
	● IG E Nürnberg-Bayreuth/Cheb und 
	● IG E Oberfranken-Achse

Die Logistik-Agentur Oberfranken ist ein Verein, der sich im Zusam-
menwirken von Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung mit den 
oberfränkischen Interessen der Logistik und Fragen der Mobilität 
befasst. 

Die Geschäftsstelle Bahnelektrifizierung leistet die „Lobbyarbeit“ 
für das große Projekt der Elektrifizierung der Sachsen-Franken-
Magistrale. Patrick Leitl, Leiter der Geschäftsstelle und Bindeglied 
zwischen vielen Partnern aus Industrie, Verwaltung, IHK, Bahn und 
Politik, stellte in seinem Vortrag die vielseitigen Aktivitäten und 
Aktionen vor.

Besondere Aufmerksamkeit erreichte er durch seine tolle PR- und 
Öffentlichkeitsarbeit. So erscheint monatlich der Podcast „Aller-
höchste Eisenbahn“ und der Newsletter „update“, in dem es schluss-
endlich immer wieder um das große Ziel, den schnellen Ausbau 
und die Elektrifizierung der Sachsen-Franken-Magistrale, geht.  
Wir danken Herrn Leitl sehr für sein Engagement und seine vielen 
guten Ideen!

Politisches Ziel bis 2040:  
Beendigung des Dieselbetriebes im SPNV 

Als weiterer Gast sprach Robert Veitenhansl, Regierungsdirektor 
des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr. 
Auch er setzt sich stark für den Ausbau und die Elektrifizierung der 
Franken-Sachsen-Magistrale ein und fordert einen nachhaltigen 
und sauberen Nahverkehr. Genutzt werden sollen für den Zweck 
emissionsfreie Fahrzeuge mit Neigetechnik. Für den vorgesehenen 
Einsatz von Akkuzügen benötigt man natürlich Ladestationen, also 
Gleisabschnitte, die mit Oberleitung überspannt sind. Dabei wird 
die Synergie mit der Franken-Sachsen-Magistrale beim Infrastruk-
turausbau mit Teilelektrifizierung und der Errichtung von Ladesta-
tionen angestrebt. Bis Dezember 2035 soll mit dem Auslaufen des 
Verkehrsvertrags Regionalverkehr Oberfranken auf Akkuzugbetrieb 
umgestellt werden. Der Einsatz von Wasserstoff stellt sich laut Stu-
die als zu aufwendig dar.

Ein sehr wichtiges Projekt ist der teilweise zweigleisige Ausbau 
und die Elektrifizierung der Strecke Schnabelwaid–Bayreuth. Dies 
ist notwendig, damit zukünftig ein durchgängiger umsteigefreier 
Bahnbetrieb zwischen Nürnberg und Bayreuth möglich ist. Ziel ist 
eine Finanzierung durch das Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz.

Auch für Sachsen ist die Magistrale sehr wichtig!

Für den sächsischen Teil der Sachsen-Franken-Magistrale sprach 
Stephan Berger vom Sächsischen Staatsministerium für Wirtschaft, 

Für den Einsatz emissionsfreier Fahrzeuge notwendiger Infrastruktur-
ausbau mit Teilelektrifizierungen und Ladestationen (Synergien mit der 
Sachsen-Franken-Magistrale).
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Ausbau Schnabel-
waid–Bayreuth.
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päischen Normalspurnetzes zum anderen, müssten lediglich noch 
drei Elektrifizierungslücken geschlossen werden: 

– 	Tallin–Białystok (Rail Baltica, im Bau oder in Bauausführung)
– 	Dresden–Görlitz–Grenze DE/PL
– 	Hof–Nürnberg 

Davon liegen zwei Elektrifizierungslücken auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland!

Prof. Dr. Lukas Iffländer, der auch Vorsitzender von PRO BAHN Bay-
ern e. V. ist, stellte die neuen Fahrzeiten nach dem abgeschlossenen 
Ausbau im Fernverkehr für den geplanten Deutschlandtakt vor. 
So sind auf der Relation München–Hof Fahrzeiten von 3 Stunden 
und 6 Minuten und auf der Relation Hof–Dresden Fahrzeiten von  
2 Stunden 40 Minuten zu erreichen. Die Reisezeit von Nürnberg 

nach Prag über Markt-
redwitz und Cheb wird 
4 Stunden betragen. 
Prof. Dr. Iffländer for-
derte aber auch, grö-
ßer zu denken – und 
statt zum Beispiel nur 
die Verbindung Nürn-
berg–Dresden gleich 
die Strecke von Stutt-
gart nach Wroclaw 
(PL) zu betrachten. 
Das Konzept wurde in 
ein Impulspapier für 
einen deutsch-polni-
schen integralen Takt-
fahrplan im Auftrag 
des ZVON eingear-
beitet. Siehe auch der 
derFahrgast 01/24 
S. 22ff.

Weitere Ideen für den Fernverkehr auf der Franken-Sachsen-Magis-
trale sind der Einsatz eines Eurocity mit einem deutlich verbesser-
ten Haltekonzept und der Einsatz von Neigetechnikzügen auf der 
Strecke Hof–Dresden, mit dem dann Fahrzeiten von etwa 2 Stunden 
erreicht werden können. 

Für eine wesentlich bessere Fernverkehrsanbindung müssen sich 
die Abgeordneten des Deutschen Bundestags und die Mitglieder 
des Europäischen Parlaments in den Verkehrsausschüssen noch 
stärker für den Ausbau einsetzen und dafür werben.

Im Nahverkehrssektor im Rahmen des Deutschlandtakts sollte die 
S5 des S-Bahn-Netzes Mitteldeutschland bis Hof verlängert werden. 
Die Fahrtzeit Hof–Leipzig betrüge dann 2 Stunden. Der Regional-
express Nürnberg–Marktredwitz–Hof–Dresden sollte wieder im 
2-Stunden-Takt fahren. Bayreuth und Marktredwitz brauchen eine 
Direktverbindung nach Dresden. Es sind durchgängig Neigetech-
nikzüge einzusetzen, um in Dresden den 30-Knoten zu erreichen. 
Beim Nahverkehr müsse es unbedingt zu einer Steigerung der  
Regionalisierungsmittel mit Zweckbindung kommen, forderte  
Prof. Dr. Iffländer.

Die Trassenpreise müssen auf Grenzkosten umgestellt werden.

Arbeit und Verkehr. Der Ausbau hat natürlich auch für Sachsen eine 
sehr große Bedeutung. Herr Berger wies aber auch darauf hin, dass 
die Sachsen-Franken-Magistrale auch in Richtung Osten (Dresden–
Görlitz) dringend ausgebaut und endlich auch elektrifiziert werden 
muss. Der Bahnhof Görlitz soll bis 2026 eine Oberleitung bekom-
men. Allerdings von der polnischen Seite aus.

Elektrifizierung auf der tschechischen Seite

Der stellvertretende Bürgermeister von Cheb (Eger), Michal Pospíšil, 
teilte mit, das Tschechien seine Hausaufgaben gemacht habe und 
die Strecken bis in den Grenzbereich elektrifiziert sind. Das betrifft 
die Relationen Cheb–Schirnding–Marktredwitz und Cheb–Voitja-
nov–Bad Brambach–Plauen. Und nun ist endlich Deutschland am 
Zuge, damit ein wirtschaftlicher und leistungsstarker Bahnbetrieb 
möglich wird.

Politiker gründen einen  
parlamentarischen Arbeitskreis

Selbst den in den betroffenen Landkreisen beheimateten Politike-
rinnen und Politikern, die im Deutschen Bundestag vertreten sind, 
dauert das Prozedere zum Start des Ausbaus und der Elektrifizie-
rung der Franken-Sachsen-Magistrale viel zu lange. Die seit Juni 
2022 eingestellte Planung, die aufgrund des schlechten Nutzen-
Kosten-Verhältnisses von 0,6 zum Stillstand kam, muss unverzüglich 
wieder aufgenommen werden. Deshalb fanden sich auch partei-
übergreifend aus CDU/CSU, SPD und Bündnis90/Die Grünen zwölf 
Engagierte zusammen, um notfalls mit einer Gesetzesinitiative das 
Projekt „Ausbau und Elektrifizierung der Franken-Sachsen-Magis-
trale“ endlich voranzubringen. Detlef Müller (SPD), Mitglied der 
Gruppe und stellvertretendes Mitglied des Verkehrsausschusses des 
Deutschen Bundestags, sprach über den äußerst schwierigen und 
steinigen Weg in der Politik und den Gremien, bis gebaut werden 
kann. Mit dem Moderne-Schiene-Gesetz, so stellte er klar, sollte 
die Nutzen-Kosten-Berechnung für Elektrifizierungsmaßnahmen 
eigentlich abgeschafft werden. Mit dem Ampel-Aus ist dieses Ge-
setzesvorhaben jedoch leider erst einmal auf unbestimmte Zeit 
verschoben worden.

Prof. Iffländer:  
In Europäischen Dimensionen denken!

Prof. Dr. Lukas Iffländer stellte noch einmal die europäische Dimen-
sion und die Möglichkeiten einer vorhandenen Elektrifizierung der 
Strecke vor. So wäre zum Beispiel ab den 2030ern ein Nachtzug 
Tallinn–Nürnberg mit einer Reisezeit von etwa 14 Stunden möglich. 
Auf der Relation Tallinn–Madrid – also von einem Ende des euro-

Verkehr und Politik
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Plauener Erklärung 
16. November 2024
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Plauener Bahngipfels 
zur Franken-Sachsen-Magistrale stellen sich einstimmig hinter 
das in der Region unumstrittene Projekt und fordern:

	● 	Die Menschen in Südwestsachsen und in Nordostbayern 
dürfen sich nicht länger gesellschaftlich und bahntechnisch 
abgehängt fühlen.

	● 	Der Personen- und Güterverkehr auf der Schiene in der Re-
gion und darüber hinaus muss deutlich ausgebaut werden.

	● 	Die Region muss wieder an den internationalen Fernverkehr 
angeschlossen werden.

	● 	Der Bau- und Planungsstopp der vollständigen Elektrifizie-
rung der Franken-Sachsen-Magistrale mit Oberleitung ist un-
verzüglich aufzuheben und entsprechende Haushaltsmittel 
sind bereitzustellen.

	● 	Die Methodik der Wirtschaftlichkeitsbewertung ist zu über-
arbeiten, sodass die Kosten der eigentlichen Elektrifizierung 
nicht in die zugrunde liegende Nutzen-Kosten-Untersuchung 
eingehen. Die Planungs-, Beteiligungs- und Entscheidungs-
prozesse sind zu entschlacken.

Weiterhin betonte Prof. Dr. Iffländer, dass auch elektrisches Fahren 
in Deutschland mit Bahnstrom teuer ist, denn innerhalb Europas 
hat Deutschland dafür die höchste Steuer.

Aber trotzdem bleibt die Kernaussage, dass an der Elektrifizierung 
der Hauptstrecken in Deutschland kein Weg vorbeiführt.

Somit waren sich alle Teilnehmenden des Bahngipfels einig: Mit 
dem Ausbau der Franken-Sachsen-Magistrale wird ein wichtiger 
Beitrag zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Nordbayern/West-
sachsen geleistet. Mit einer verbesserten Anbindung an das überre-
gionale und internationale Verkehrsnetz werden neue Perspektiven 
für Unternehmen, Pendler und Reisende eröffnet.

Gemeinsam verabschiedeten die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer zum Abschluss der Veranstaltung die Plauener Erklärung:

Ein gelungener Bahngipfel: Detlef Müller (SPD, links), Prof. Dr. Lukas Iffläder (2. v. l.), Yvonne Magwas (Schirmherrin, CDU, Mitte), Bertram Zetzsche (2. v. r.)

Am 19.12.2024 wurde die Plauener Erklärung durch die Bundestags
abgeordnete Yvonne Magwas (CDU) und den Bundestagsabgeordneten 
Detlef Müller (SPD) dem parlamentarischen Staatsekretär im  
Bundesministerium für Digitales und Verkehr, Sören Bartol, übergeben.

Vorträge und Quellen:
https://www.pro-bahn.de/presse/
pm_bv_show.php?id=518

Es unterzeichneten die Erklärung 

–	 Prof. Dr. Lukas Iffländer,  
stellvertretender Bundesvorsitzender Fahrgastverband  
PRO BAHN e. V., Vorsitzender PRO BAHN Bayern e. V. 

–	 Yvonne Magwas CDU, MdB,  
Vizepräsidentin Deutscher Bundestag

–	 Herr Bertram Zetzsche, 
Vorstand Fahrgastverband PRO BAHN Mitteldeutschland e. V.

BERTRAM ZETZSCHE

FAHRGASTVERBAND PRO BAHN  
MITTELDEUTSCHLAND E.V.
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Von den Alpen bis zum See!
Mobilität für Oberallgäuer Gäste 
mit dem MOBIL PASS ALLGÄU

Wie gestaltet man Gästemobilität 
attraktiver, nachhaltiger und auch  
zukunftsweisend?

D
iese Ausgangsfrage war zentral 
für die Entwicklung des MOBIL 
PASS ALLGÄU, den die jährlich 
etwa 1,5 Millionen Übernach­

tungsgäste (knapp 8 Mio. Übernachtungen) 
von 17 Orten seit dem 12. November 2024 
nutzen können. Er muss nicht gesondert 
erworben werden, sondern steht touris­
tischen Übernachtungsgästen im Rahmen 
ihres Urlaubsaufenthalts direkt zur Verfü­
gung. Finanziert wird die Lösung über die 
Erhebung des Kurbeitrags.

Für die Region zeichnete sich ab, dass die 
in den vergangenen Jahren sukzessive vor­
genommenen Verbesserungen im Bereich 
der Gästemobilität – wie zum Beispiel die 
Urlaubskarte als Kaufpaket im südlichen 
Oberallgäu (seit 1995) oder verschiedene 
Gästefreifahrtslösungen der Gemeinden 
in lokalen Bussen – nicht mehr zukunftsfä­
hig sein würden und dass eine einheitliche 
sowie ortsübergreifende Lösung benötigt 
werden würde, welche die Bus- und Bahn­
nutzung enthält.

Ende September 2022 entschloss sich daher 
die Region, eine entsprechende Lösung zu 
entwickeln. Gemeinsam mit den am Projekt 

beteiligten Gemeinden und Verkehrsunter­
nehmen sowie weiteren Akteuren wurde 
vom Landkreis Oberallgäu, der die Projekt­
leitung übernahm, ab November 2022 zu­
nächst ein Zielbild ausgearbeitet, welches 
das Projektteam anschließend konkretisier­
te und hierzu auch Verhandlungen führte. 

Neben der Festlegung des zu prüfenden 
räumlichen Geltungsbereichs wurden fol­
gende strategische Ziele (gleichzeitig Grün­
de für das Projekt) festgehalten:

	● Attraktivierung des ÖPNV durch 
vereinfachten Zugang für Gäste ohne 
Notwendigkeit von Tarifkenntnis oder 
zusätzlichem Ticketkauf

	● echter Beitrag zu Verkehrswende und 
Klimaschutz durch Reduzierung des 
motorisierten Individualverkehrs in der 
gesamten Region, verbunden mit Attrak­
tivierung der Bahnanreise

	● Stärkung der Region (Wettbewerbs-
faktor): Integrierte Mobilität ist wichtig 
für touristische Destinationen und wird 
von Gästen zunehmend als Basisleistung 
erwartet.

	● Finanzierung des ÖPNV durch die Ein­
nahmen aus der „Säule“ Tourismus (ne­
ben regulären Fahrgeldeinnahmen und 
Zuschüssen der öffentlichen Hand) zur 
Sicherung eines attraktiven Nahverkehrs­
angebots und möglicher Erweiterungen

Das Konzept stand nach etwa 15 Monaten 
intensiver Abstimmung im Januar 2024. 
Wichtig hierfür waren die während der 
Konzeption regelmäßigen Sitzungen der 
Projektgremien und die zusätzlichen Einzel- 
und Gruppengespräche mit den Beteiligten 
(insbesondere Gemeinden), um sicherzu­
stellen, dass das Konzept zur Umsetzung 
und Einführung auch später in den Gremien 
auf Zustimmung stoßen würde.

Auf dieser Basis fassten im Frühjahr schließ­
lich 17 Gemeinden den Beschluss zur Teil­
nahme, woraufhin die finale Umsetzung 
und schließlich die Einführung am 12. No­
vember 2024 erfolgen konnten.

Welchen Nutzen haben  
der MOBIL PASS ALLGÄU  
und das neue System?

Ebenfalls am 12. November 2024 wurde 
in der Region der neue Allgäu-Walser-Pass 
eingeführt. Dieser ist die innovative und 
zukunftsfähige Plattform für die digitalen 
Gästekarten der regionalen Destinationen 
und bildet die technische Basis für die zahl­
reichen Lösungen wie beispielsweise den 
MOBIL PASS ALLGÄU. Der Allgäu-Walser-
Pass löste damit die seit mehr als 20 Jahren 
etablierte Allgäu-Walser-Card ab. 
Der Allgäu-Walser-Pass und der MOBIL PASS 
ALLGÄU wurden in zwei parallelen Projek­
ten entwickelt und umgesetzt. Während­
dessen erfolgte zwischen den Projektver­
antwortlichen und -mitarbeitenden eine 
enge Abstimmung.

Mit dem MOBIL PASS ALLGÄU sind die Gäs­
te der 17 teilnehmenden Gemeinden nun 
während ihres Aufenthalts sorgenfrei in der 
Urlaubsregion unterwegs. Unter dem Motto 
„Von den Alpen bis zum See!“ sind dabei 
Bus- und Bahnfahrten in die Allgäuer Alpen, 
das Tannheimer Tal und an den Bodensee, 
aber auch zu Ausflügen nach Kempten BI
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Seit Einführung des MOBIL PASS ALLGÄU am 12. November 2024 steht Übernachtungs-
gästen im Oberallgäu ein neues attraktives ÖPNV-Ticket für die Dauer ihres Aufenthalts zur 
Verfügung. Das neue System setzt im Bereich Digitalisierung in Tourismus und Mobilität 
neue Maßstäbe.

RegionalExpress bei Fischen, Winter.

Verkehr
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und in viele andere Orte nicht nur möglich, 
sondern mit dem MOBIL PASS ALLGÄU auch 
zuzahlungsfrei.

Mit dem neuen Allgäu-Walser-Pass-System, 
das ganz im Sinne der – notwendigen und 
sinnvollen – Digitalisierung entwickelt 
wurde, ergeben sich für alle Beteiligten 
(insbesondere Gäste, Gastgeber und Leis­
tungspartner) enorme Vorteile durch die 
Umsetzung folgender Punkte:

	● „Digital first“ – optimierte Digitalisierung 
von Produkten und Prozessen

	● „Ein Code für alle Fälle“ – Vereinfachung 
für Gäste durch Single-Code-Lösung

	● Attraktivierung des ÖPNV – vereinfach­
ter Zugang der Gäste zum ÖPNV

	● Analysefähigkeit des Nutzungsverhal­
tens – zugunsten der ÖPNV-Entwicklung

Hunde, Fahrräder und  
ganz allgemein –  
ein paar weitere Details

Wie erhalten Gäste den MOBIL PASS  
ALLGÄU?

Der Allgäu-Walser-Pass mit dem MOBIL 
PASS ALLGÄU steht digital in der Allgäu-
Walser-App oder in der Web-Version zur 
Verfügung. Die Gäste erhalten den Link zum 
Online-Check-in und den Pass per E-Mail 
vom Gastgeber. Damit ist die Nutzung am 
Anreisetag sogar vor Ankunft in der Unter­
kunft möglich.

Alternativ erhält man vor Ort einen Aus­
druck vom Gastgeber. Durch Scannen des 
QR-Codes auf dem Ausdruck kann jederzeit 
auch die digitale Version aktiviert werden.

Fahren Hunde und andere Tiere kostenfrei 
mit?

Zunächst dient der MOBIL PASS ALLGÄU 
ausschließlich der Personenbeförderung. 
Eine kostenlose Mitnahme von Tieren ist 
nicht inbegriffen. Deswegen gelten hier die 
jeweiligen Tarif- und Beförderungsbestim­
mungen der teilnehmenden Unternehmen 
und Verbünde. Es wird geprüft, ob und ggf. 
wie eine Vereinheitlichung in der Zukunft 
integriert werden kann.

Können Fahrräder kostenfrei mitgenom­
men werden?

Für Fahrräder gelten ebenfalls die Tarif- 
und Beförderungsbestimmungen der teil­
nehmenden Unternehmen und Verbün­
de. Meistens stellt es sich so dar, dass ein 
Fahrrad-Ticket erworben werden muss. 
Aufgrund der starken Nutzung bestimmter 
touristischer Verkehre ist eine kostenfreie 
Integration derzeit weder möglich noch 
sinnvoll.

Wo findet man Informationen zum MOBIL 
PASS ALLGÄU?

Direkt hier unter 
www.mobilpass-allgaeu.de

Wie geht es weiter? 
Ein Ausblick

Mit der Einführung des MOBIL PASS ALL­
GÄU am 12. November 2024 begaben 
sich die Beteiligten in die Pilotphase, die 
bis Ende 2026 angesetzt ist. Diese Phase 
wird genutzt, um einerseits Erkenntnisse 
zu sammeln und andererseits Daten zum 
Nutzungsverhalten auszuwerten.

Eine Evaluation in Verkehrsmitteln sowie 
über Fragebögen online soll Aufschluss 
darüber geben, wie sich das Nutzungsver­
halten konkret darstellt, zum Beispiel hin­
sichtlich der touristischen Ziele bei einer 
Fahrt, aber auch zu Anteilen der Deutsch­
landticket-Nutzung.

Auf Basis der Erkenntnisse soll der Mobili­
tätspass weiterentwickelt und auch geprüft 
werden, durch welche Mobilitätslösungen 
weitere Verbesserungen erzielt werden 
können, um auch für die Zeit ab 2027 den 
Gästen eine zukunftsfähige Lösung zur Ver­
fügung zu stellen.

SANDRO DRECHSEL

LANDRATSAMT OBERALLGÄU
PROJEKTLEITER MOBIL PASS ALLGÄU

BI
LD

: ©
 L

A
N

D
KR

EI
S 

O
BE

RA
LL

G
Ä

U
derFahrgast



derFahrgast 1/202534

Und wo gilt der MOBIL PASS ALLGÄU nun genau?
Bei der Ausgestaltung der Aktivitäten im Urlaub ist es für den Gast selbst nicht wich-
tig, wie politische Grenzen verlaufen oder Zuständigkeiten sich darstellen. Aus diesem 
Grund gilt der MOBIL PASS ALLGÄU auch in einem deutlich größeren Gebiet als nur 
im Landkreis Oberallgäu, in welchem sich die aktuell 17 teilnehmenden Orte befinden.

Der Geltungsbereich des  
MOBIL PASS ALLGÄU umfasst  
deswegen folgende Bereiche: 

	● Bus- und Bahnverbindungen im Oberallgäu  
und in Kempten 
inklusive EMMI-Mobil (On-Demand-Service)  
in Bad Hindelang  
und das Anruf-Sammel-Taxi 66 bei Fischen

	● Bus- und Bahnverbindungen im  
bodo-Verkehrsverbundgebiet 
Landkreise Lindau und Ravensburg sowie  
Bodenseekreis

	● Einzelne Busverbindungen im Tannheimer Tal 
Linie 120 vom Oberjoch nach Weißenbach und  
110 von Weißenbach nach Höfen

	● Einzelne Busverbindungen im Bregenzerwald 
Linie 890 von Oberstaufen nach Egg und 891 von  
Hittisau nach Riefensberg

Vereinzelt gibt es Bereiche,  
wo der MOBIL PASS ALLGÄU  
nicht gilt:

– 	 Kleinwalsertal (Vorarlberg), MOBIL PASS ALLGÄU  
gilt nur bis zur Grenze

–	 Wander-/Bergsteigerbusse im Oberallgäu –  
Linien 8, 50 und 99
o	 Linie 8 – Bergsteigerbus von Oberstdorf in die  

Spielmannsau
o	 Linie 50 – Giebelhausbus von Hinterstein zum  

Giebelhaus
o	 Linie 99 – Hörmoosbus von Steibis & Imbergbahn  

bis ins Hörmoos & Falken
–	 Stadtbus Lindau
–	 Im Tannheimer Tal ist die kostenfreie Nutzung für  

Zweitwohnsitzinhaber nicht möglich
–	 Ausgenommen sind außerdem alle Fernverkehrs- 

verbindungen

Im Projekt wird derzeit geprüft, wie weitere wichtige  
Verbindungen (z. B. das Kleinwalsertal) in Zukunft integriert 
werden können.

Details zum Geltungsbereich gibt es unter  
www.mobilpass-allgaeu.de und auch im dazugehörigen  
Flyer, der dort heruntergeladen werden kann.

MEHR INFOS

G
RA

FI
K:

 L
A

N
D

KR
EI

S 
O

BE
RA

LL
G

Ä
U

; D
EU

TS
CH

LA
N

D
KA

RT
E:

 C
C 

BY
-S

A
 2

.0
 D

E 
/ D

AV
ID

 L
IU

ZZ
O

Verkehr



derFahrgast 1/2025 35

„Der General“ – dieser liebevolle Spitzname passte so wunderbar zu Sigrid – ist im Alter von 84 Jahren 

verstorben. Mit Sigrid verliert der Fahrgastverband PRO BAHN eine Persönlichkeit, die durch einen aus­

geprägten herben wie herzlichen Charme und einen besonderen Sinn für Gerechtigkeit geprägt war.

In den Bundesvorstand, dem sie im Anschluss zwei Jahre lang angehörte, gelangte Sigrid auf dem 

Bundesverbandstag 1998 in Köln, wo sie als Überraschungskandidatin ihren Hut in den Ring warf. 

Anschließend war es auf Bundesebene vor allem die Abteilung interne Organisation, die sie verkör-

perte und in der sie in Zeiten mit Briefen statt E-Mails eine unentbehrliche Fleißarbeit leistete.

Viele von uns in den Landesverbänden erinnern sich bestimmt noch gern daran, wie die Delegierten 

von ihr eingefangen wurden – und wie man dabei am Telefon strammstand, weil man mal wieder die 

Meldungsfrist überschritten hatte. Auf dem Bundesverbandstag selbst achtete Sigrid genau darauf:  

nur ein Stück Kuchen und zwei Tassen Kaffee pro Person. Wer es dennoch geschafft hat, die zweite Tasse 

eines Hamburger Delegierten auf dem BVT in Freising zu trinken – dieses Rätsel bleibt wohl ungelöst.

Neben der Mitarbeit im Landesvorstand Schleswig-Holstein/Hamburg galt ihre zweite besondere 

Leidenschaft auf lokaler Ebene dem Regionalverband Westholstein, den sie einerseits neu aufbaute  

und wo sie andererseits die Aktiven zusammenhielt. Inhaltlich standen der Busverkehr Elmshorn und 

der Bahnhof Elmshorn selbst sowie die von dort ausgehenden Verbindungen im Vordergrund.

Leider fühlte sich Sigrid nicht mehr fit genug, um als Ehrengast beim Bundesverbandstag 2024 im  

heimischen Landesverband mit dabei zu sein. Nun hat sie die generalstabsmäßige Organisation der  

Interessenvertretung bei den himmlischen Bahnen übernommen. 

Liebe Sigrid, Du bleibst unvergessen beim Fahrgastverband PRO BAHN, Lebewohl.

FAHRGASTVERBAND PRO BAHN
LANDESVERBAND SCHLESWIG-HOLSTEIN/ HAMBURG 

FAHRGASTVERBAND PRO BAHN 
REGIONALGRUPPE WESTHOLSTEIN

Sigrid Pohlmann
* 09.06.1940 † 29.12.2024
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Fahrgastsymposium 
9. –10. November 2024 in Jena

Fahrgäste, Bahn und Recht

Recht verständlich  
aufbereitet

R
echt und Jura sind oft zähe 
Themen. Der Herausfor­
derung, das Ganze für die 
Fahrgäste verständlich auf­

zubereiten, stellte sich unser Verband 
am 9. und 10. November 2024 in Jena 
unter Moderation des stellvertreten­
den Koordinators Facharbeit unseres 
Verbands, Martin Pogatzki. Karl-Peter 
Naumann und Lukas Iffländer hatten 
im Vorfeld wieder ausgewiesene Ex­
perten als Vortragende gewinnen 
können.
 

Prof. Dr. Matthias Knauff: 
Regulierungsrecht  
und Wettbewerb  
im Schienenverkehr

Prof. Dr. Matthias Knauff, Inhaber 
des Lehrstuhls für Öffentliches 
Recht an der Universität Jena, durf­
te als Hausherr das Thema inhaltlich 
einleiten. Er startete mit einigen 
regulierungsrechtlichen Vorbemer­
kungen. Infrastrukturen wie Bahn­
netze sind natürliche Monopole. 
Die Herausforderung ist aber, einen 
Wettbewerb im Netz zu realisieren. 
Regulierungsrechtliche Instrumen­
te in diesem Themenbereich sind 
die Entflechtung, das Recht auf ei­
nen Anschluss ans Netz sowie die 
Möglichkeit und die Entgelte des 

Netzzugangs. Historisch hatte Eisen­
bahn mit Wettbewerb wenig zu tun. 
Staatsbahnen dienten der Erfüllung 
von staatlichen Zielen, beispielswei­
se während Phasen hoher Arbeits­
losigkeit gezielt Stellen zu schaffen. 
In der Richtlinie des Europäischen 
Parlaments findet sich inzwischen 
aber im Rahmen des einheitlichen 
europäischen Eisenbahnmarkts das 
Ziel eines fairen Wettbewerbs, ein 
Ziel, das auch in das Eisenbahnregu­
lierungsgesetz (EregG) Eingang ge­
funden hat. Bei der Vergabe öffent­
licher Personenverkehrsdienste auf 
Schiene und Straße ist europaweit 
seit 2024 keine voraussetzungslose 
Direktvergabe mehr möglich. Greift 
keine der möglichen Ausnahmen, 
ist ein wettbewerbliches Vergabe­
verfahren möglich. Dies ist im Nah­
verkehr auf der Schiene inzwischen 
Realität und grundsätzlich auch im 
Fernverkehr möglich. Bisher fehlt 
aber hierzu ein politischer Wille. Für 
diese Verfahren müssen die Auftrag­
geber sowohl den potenziellen An­
bietern ausreichend Informationen 
(zum Beispiel Fahrgastzahlen) zur 
Verfügung stellen als auch sicher­
stellen, dass es einen diskriminie­
rungsfreien Zugang zu geeignetem 
Rollmaterial gibt. Die Unternehmen 
im Personen- und Güterverkehr ha­
ben dann ein Recht auf den ange­
messenen, nichtdiskriminierenden 
und transparenten Zugang zur In­

Unser alljährliches Fahrgastsymposium, 2024 in Jena, behandelte zentrale Themen rund 
um Bahn und Fahrgäste. Diskutiert wurden rechtliche und regulatorische Herausfor
derungen, wie die Komplexität des Eisenbahnregulierungsgesetzes und der Wettbewerb 
im Schienenverkehr. Experten wie Prof. Knauff und Dr. Böse kritisierten bestehende Män-
gel bei Fahrgastrechten und Infrastrukturzugang. Ein weiterer Schwerpunkt lag auf den 
hohen Trassenpreisen und den Hindernissen für Wettbewerber wie Flixtrain. Auch die 
Sicherung stillgelegter Bahntrassen wurde thematisiert. Resolutionen des Fahrgastverbands 
PRO BAHN fordern langfristige Planbarkeit und den Schutz von Bahnflächen. Prof. Dr.  
Urs Kramer wurde für sein Engagement im Eisenbahnrecht ausgezeichnet.

Detlef Neuß (links 
im Bild), Bundes-
vorsitzender des 
Fahrgastverbands 
PRO BAHN, 
bedankt sich 
beim Hausherrn 
Prof. Dr. Matthias 
Knauff für die 
Einladung in seine 
Räumlichkeiten 
und den Vortrag.
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frastruktur und deren Anlagen. Auch 
die Entgelte sollen gleichwertig und 
nichtdiskriminierend festgelegt 
werden und zur Finanzierung des 
Betriebs dienen. Sie können Knapp­
heitseffekte berücksichtigen. Es gibt 
aber diverse Ausnahmen, wie die 
Bindung der Entgelte im Schienen­
personennahverkehr an die verfüg­
baren Regionalisierungsmittel. Dies 
sorgt für weitere Herausforderun­
gen. Im Schienenpersonenfernver­
kehr und im Schienengüterverkehr 
sorgt dies für entsprechende höhe­
re Preissprünge. Zusammenfassend 
stuft Prof. Knauff das System als sehr 
komplex und für alle Akteure heraus­
fordernd ein und sieht einen hohen 
Reformbedarf auf nationaler und 
europäischer Ebene. Es bedarf einer 
Eisenbahnneuordnung 2.0.

Daniela Billerbeck: 
Schlichtungsstelle Reise 
und Verkehr – Vermitt-
lung bei Streitfällen

 
Mit einem Schwenk zu den Fahr­
gastrechten ging der Staffelstab an 
Daniela Billerbeck von der Schlich­
tungsstelle Reise und Verkehr – frü­
her als Schlichtungsstelle für den 
öffentlichen Personenverkehr (SÖP) 
bekannt. Diese wurde 2009 gegrün­
det, zuerst mit einem Fokus auf die 
Eisenbahn, weil die Fluggesellschaf­
ten nicht zur Teilnahme bereit wa­
ren. Dies änderte sich erst ab 2013 
mit einem Gesetz zur Schlichtung 
im Flugverkehr. Die erste Fluggesell­
schaft, die beitrat, war Ryanair. Seit 
2019 werden auch Gesamtreisen 
geschlichtet. Derzeit gehen jährlich 
etwa 40.000 Fälle ein, davon etwa 
14 Prozent Streitfälle im Bereich Ei­
senbahn. Die Stelle wird durch einen 
Trägerverein aus knapp 400 Unter­
nehmen und Fallpauschalen von den 
Unternehmen finanziert. Die Teilnah­
me an der Schlichtung ist grundsätz­
lich freiwillig, aber die Empfehlungen 
sind nach beidseitiger Annahme ver­
bindlich. Aktuell umfasst das Team 
der Schlichtungsstelle 60 Personen. 
Etwa die Hälfte der Mitarbeitenden 
hat beide juristische Staatsexamina 
abgelegt. Das Schlichtungsverfahren 
ist zwischen Gerichts- und Schieds­
verfahren auf der einen Seite und 
Mediationen und Vertragsverhand­
lungen auf der anderen Seite ein­

zuordnen. Die Schlichtungsstelle 
tritt dabei in der Regel auf, wenn 
Fahrgäste nicht mit dem Ergebnis 
einer Eingabe beim Unternehmen 
zufrieden sind – etwa wenn ein  
Fahrgastrechtefall aus Kunden­
sicht unberechtigt abgelehnt wird. 
Entweder wird versucht, eine güt­
liche Einigung zu vermitteln, oder 
eine Entscheidung vorgeschlagen. 
Die Einigungsquote beträgt 80 bis  
90 Prozent. 44 Prozent der Beteilig­
ten einigen sich früh im Verfahren. 
In 14 Prozent der Fälle schließt sich 
die Schlichtungsstelle der Sicht des 
Unternehmens an. Teilweise wird 
dies nach ausführlicher Erläuterung 
durch die Schlichtungsstelle auch ak­

Daniela  
Billerbeck ordnet 
die Schlichtungs-
stelle bei Partei-
autonomie und 
Einfluss des Streit-
mittlers zwischen 
einem Schiedsver-
fahren und einer 
Mediation ein.

Nicht nur für  
das Publikum  
ein Genuss.  
Auch Referent 
Dr. Matthias Böse 
hatte sichtlich 
Spaß bei seinem 
Vortrag.

zeptiert, weil die Erläuterung besser 
ist als die Erklärung des Unterneh­
mens. Bei grenzwertigen Entschei­
dungen versucht die Schlichtungs­
stelle eine Win-win-Lösung zu finden, 
wie die Ausgabe von Gutscheinen. 
Die Inanspruchnahme der Schlich­
tungsstelle hemmt die Verjährung 
während des Verfahrens. Bei einer 
Nichteinigung besteht also immer 
die Möglichkeit, zum Rechtsanwalt 
zu gehen und vor Gericht zu ziehen.

Dr. Matthias Böse:  
Fahrgastrechte vor  
Gericht – Herausforderun-
gen und Forderungen

 
Damit war auch der perfekte Über­
gang zum Vortrag von Rechtsan­
walt Dr. Matthias Böse (vergleiche 
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Streitbeilegungsverfahren 
Einflussmöglichkeiten der Streitparteien

Beide Parteien gestalten 
zusammen …
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auch Interviews in derFahrgast 
02/2024 und 03/2024) mit dem pro­
vokanten Titel „Fahrgastrechte vor 
Gericht – Ahnungslosigkeit vieler 
Eisenbahnunternehmen und noch 
drohende Auseinandersetzungen“ 
geschaffen. Der „Lufthansa-Schreck“ 
klärt gern Dinge, die bisher unklar 
waren. Kritisiert wird er oft, weil er 
auch kleine Dinge einklagt. Dies 
liegt aus seiner Sicht aber auch an 
den Unternehmen, die oft nicht be­
reit sind, sich effizient zu einigen. Zu 
Beginn kritisierte er den Umgang 
von Eisenbahnunternehmen mit 
den Fahrgastrechten, besonders die 
schwer aufzufindenden Formulare 
mit unnötigen Pflichtfeldern. Als 
Beispiele für das unnötige Verkom­
plizieren des Verfahrens führte Dr. 
Böse unter anderem an, dass Bahn­
Card-100-Kunden immer ihre Kun­
dennummer eingeben müssen, dass 
die Einreichung erst nach Fahrtende 
möglich ist und dass Belege für über 
120 Euro per Post eingereicht wer­
den müssen. Als Alternative schlägt 
er vor, eine E-Mail zu senden. Dieses 
Recht hat Dr. Böse auch erfolgreich 
eingeklagt. Sein Eindruck ist, dass 
Unternehmen, Schlichtungsstelle 
und Eisenbahn-Bundesamt nicht 
immer die Rechtslage bei den Fahr­
gastrechten kennen, insbesondere 
in Spezialfällen. Dabei verweist er 
darauf, dass viele Entscheidungen 
aus der Luftfahrt übertragen werden 

können. Die Verfahren, die Dr. Böse 
führt, sind für ihn dabei oft nicht son­
derlich einträglich, erzeugen aber 
hohe Kosten beim beklagten Unter­
nehmen. Beim Thema Verpflegung 
empfiehlt Dr. Böse, dem Unterneh­
mer kurz per Mail eine Aufforderung 
zu stellen und eine sehr kurze Frist zu 
setzen. Auch wenn die Verzögerung 
noch nicht eingetreten ist, kann die 
Aufforderung bei einer erwartbaren 
Verspätung gestellt werden. Der 
Mythos, dass Speisen erst ab einer 
Verspätung von 120 Minuten aus­
gegeben werden müssen, ist recht­
lich nicht belegt, sondern lediglich 
eine Dienstanweisung der DB Fern­
verkehr. Frisch eingeklagt hat Böse 
das Recht, auch Wein und Bier im 
Verspätungsfall als Verpflegung zu 
erwerben. In einem Ausblick sprach 
Dr. Böse unter anderem angedachte 
Änderungen für multimodale Reisen 
an und verwies auf mehrere laufende 
Klagen beim BahnBonus.

Hans Leister:  
Grundlagen der  
Trassenzuweisung  
und Trassenpreise

 
Zurück zum Thema Trassenzugang 
und -vergabe. Diesen Block leitete 
Hans Leister mit einer spontanen 
Grundlageneinheit ein. Leister – 
gern auch „Mr. Deutschlandtakt“ 
genannt – war lange leitender Bun­

desbahnbeamter, zwischendurch 
Konzernbevollmächtigter für Berlin 
und Brandenburg, und ist aktuell 
selbstständiger Berater. Zudem ist 
er im Vorstand des Landesverbands 
Berlin/Brandenburg unseres Ver­
bands aktiv. Anhand eines Bildfahr­
plans und einer fiktiven Infrastruktur 
erläuterte er, welche Züge auf dieser 
Infrastruktur möglich sind und wie 
ein Fahrplan konstruiert wird. Er ver­
glich die zugewiesene Trasse mit der 
Visitenkarte eines Zugs.

Aus den unmittelbaren Mehrkos­
ten einer Fahrt berechnet sich der 
Trassenpreis. Da dieser nicht aus­
reicht, um den gesamten Betrieb zu 
finanzieren, wird ein Tragfähigkeits­
aufschlag aufgerechnet. Je aufwen­
diger ein Zug zu produzieren ist, 
desto teurer wird er. Im Nahverkehr 
machen diese Aufschläge 88 Prozent 
der Trassenpreise aus. Die politische 
Forderung unseres Verbands ist die 
Rückkehr zu reinen Grenzkosten und 
ein Ausgleich der Verluste durch den 
Bund.

Dr. Matthias Stoffregen: 
Wettbewerb im  
Schienenfernverkehr

Damit war die Grundlage für den 
Vortrag von Dr. Matthias Stoffregen, 
Geschäftsführer von mofair, dem 
Verband der Wettbewerbsbahnen 
im Personenverkehr, gelegt. Er zeig­
te auf, dass Wettbewerb signifikant 
die Ticketpreise im Schienenperso­
nenfernverkehr senkt, sobald mehr 
als ein Anbieter mit vergleichbarer 
Qualität fährt. In Deutschland ist 
dies bisher nicht der Fall, auch weil 
der Marktanteil von DB Fernverkehr 
noch bei 96 Prozent liegt.

Das Bundesverkehrsministerium 
spricht zwar davon, dass man mehr 
Wettbewerb im Fernverkehr wol­
le, schiebt aber die Einschränkung 
hinterher, dass dies erst sinnvoll sei, 
wenn die Generalsanierungen abge­
schlossen seien. Entsprechend fehlt 
noch eine Entscheidung zum Markt­
modell für den Fernverkehr. Derzeit 
wird hierzu ein Gutachten erstellt, 
das voraussichtlich im ersten Halb­
jahr 2025 fertiggestellt wird. In der 
noch laufenden Legislaturperiode ist 
also nichts zu erwarten.

Hans Leister  
erklärte an der 
Tafel, wie die 
Berechnung  
einer Trasse  
funktioniert und 
was dabei zu 
beachten ist.
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Generell gibt es mehrere Marktein­
trittshindernisse. Das erste Hindernis 
ist der Zugang zu Rollmaterial. Bei 
Lok-Wagen-Zügen, die eher für die 
preissensible Kundschaft geeignet 
sind, gibt es zwar immerhin einen 
kleinen Gebrauchtwagenmarkt, aber 
auch hier versuchen die ehemaligen 
Staatsbahnen durch Absprachen 
den Zugang für Wettbewerber zu 
erschweren. Bei Hochgeschwin­
digkeitszügen gibt es keinen Ge­
brauchtwagenmarkt; Neubeschaf­
fungen sind kostspielig, und es wird 
eine große Flotte benötigt, um echte 
Konkurrenz zu ermöglichen. Für sol­
che Investitionen braucht ein Unter­
nehmen Investitionssicherheit.

Notwendig wäre daher ein Fahrzeug­
pool im Fernverkehr unter Einsatz 
privaten Kapitals und unter Einbrin­
gung von Teilen der Bestandsflotte 
von DB Fernverkehr. Beim Thema 
Trassenzuweisung sieht Stoffregen 
das Konzept mKoK (mittelfristiges 
Konzept zur optimierten Kapazitäts­
zuweisung) als gute Idee für einen 
Deutschlandtakt 0.5, doch es fehlt 
eine geeignete Umsetzung ins Re­
gulierungsgesetz.

Vielleicht auch aus diesem Grund 
arbeitet die Europäische Union an 
einer EU-Kapazitätsverordnung. 
Stoffregen kritisierte dabei die Be­
teiligung der Eisenbahnverkehrs­
unternehmen. Der Entwurf befindet 
sich derzeit im Trilog. Bis dahin wären 
Rahmenverträge über Trassen von 
bis zu fünf Jahren möglich, werden 
jedoch wegen einer EU-Durchfüh­
rungsverordnung nicht mehr von  
DB Netz angeboten. Im Eisenbahnre­
gulierungsgesetz wurde zwar 2021 
eine Erprobungsklausel für neue Be­
wirtschaftungsmodelle aufgenom­
men, aber nie genutzt und 2022 
wieder gestrichen.

Zur Weiterentwicklung fordert  
mofair eine schnelle Klärung des 
zukünftigen Zuweisungsmodells 
unter Berücksichtigung von Ein­
zellagen und touristischen Zügen 
sowie eine Stärkung der Rahmen­
verträge. Trassenpreise müssen auf 
Grenzkosten reduziert werden. Der 
Wettbewerberverband setzt sich für 
die Beibehaltung des Open-Access-
Prinzips ein – eine der wenigen Kon­

fliktlinien zwischen PRO BAHN und 
mofair. Während mofair für freien 
Zugang plädiert, fordert PRO BAHN 
eine stärkere Regulierung und einen 
aktiven Bundesaufgabenträger.

Hans Leister:  
Historische und inter
nationale Perspektiven 
zum Trassenzugang

Zurück zu Hans Leister, mit einem 
Blick in die Historie und ins Ausland. 
Bereits im Preußischen Eisenbahnge­
setz von 1838 wurde geregelt, dass 
die Infrastruktur ab drei Jahren nach 
Inbetriebnahme durch andere Unter­
nehmen genutzt werden kann. Die 
Trassenvergabe war nicht geregelt; 
eine „angemessene Abgabe“ wurde 
gefordert. Lange Zeit galt jedoch, 
dass in der Regel derjenige, der eine 
Bahn baut, diese (zunächst) allein 
betreiben darf.

In Russland, China und Indien gibt es 
einheitliche Netze über kontinentale 
Flächen und kaum grenzüberschrei­
tenden Verkehr. Die Unternehmen 
sind voll integriert, einen Anspruch 
auf den Zugang anderer gibt es 
nicht, und Regulierung ist unnötig. 
Japan hingegen verfolgt ein anderes 
Modell. Seit 1987 gibt es dort sieben 
integrierte regionale Bahngesell­
schaften und eine Güterverkehrsge­
sellschaft. Nur diese dürfen in den 
Netzen der Nachbargesellschaften 
verkehren. Wettbewerb entsteht 
dennoch, da zwischen Städten oft 
mehrere schnelle Routen existieren.
In den USA gibt es mehrere inte­
grierte Bahnen, die jeweils nicht alle 
Verkehrsbeziehungen abdecken 
können. Daher verkehren diese in 
den Netzen der anderen Bahnen. 
Der Zugang wird im gegenseitigen 
Interesse realisiert, um eine gewisse 
Reziprozität zu gewährleisten. Da­
durch entsteht aktiver Wettbewerb, 
der nicht reguliert, aber durch das 
Wettbewerbsrecht gerichtlich regle­
mentiert wird.

Europa besitzt eine Vielzahl nationa­
ler Netze, die jeweils nur die nationa­
len Verkehrsbeziehungen abdecken. 
Internationaler Verkehr erfordert 
Kooperation oder Trassenzugang. 
Seit 1993 besteht formal das Recht 
auf Zugang anderer Anbieter. Der 

Wettbewerb funktioniert im Güter­
verkehr gut; im Nahverkehr gibt es 
jedoch oft Inhouse-Vergaben oder 
eingeschränkten Wettbewerb. Im 
Fernverkehr variiert die Situation je 
nach Land; in der Theorie besteht 
jedoch Open Access.

Das Wettbewerbsrecht schränkt Ko­
operationen ein, was einige Fehlent­
wicklungen verursacht hat. Die (ehe­
maligen) Staatsbahnen widersetzen 
sich seit 1993 den Reformen, und die 
Abtrennung hoheitlicher Funktionen 
führt zu Hindernissen im internatio­
nalen Verkehr. Nationale technische 
Regeln behindern weiterhin die 
Zulassung von Fahrzeugen. Leister 
betonte, dass das richtige Wettbe­
werbsmodell stark von Netz-, Regio­
nal- und Kulturstrukturen abhängt. 
Besonders positiv hob er die einheit­
lichen Tarife in Österreich und der 
Schweiz hervor.

Prof. Dr. Urs Kramer: 
Schutz stillgelegter  
Bahntrassen

 
Den letzten Vortrag des Samstags 
hielt Prof. Dr. Urs Kramer, Lehrpro­
fessor für Öffentliches Recht an der 
Universität Passau. Diesmal ging es 
um ein spezielles Thema: die soge­
nannten Trassenbänder stillgelegter 
Eisenbahnstrecken. Prof. Kramer er­
läuterte zu Beginn die rechtlichen 
Grundlagen und erklärte die voran­
gegangenen Akte, insbesondere die 
Stilllegung nach § 11 AEG und die 
Anforderungen an die Erteilung ei­
ner Stilllegungsgenehmigung sowie 
die Freistellung von Betriebszwecken 
nach § 23 AEG. Für das Publikum 
übersetzte er das juristische Fach­
vokabular in allgemeinverständliche 
Begriffe.

Ein häufiges Problem ist die Still­
legung kleiner Anlagen wie Kreu­
zungsgleise oder Gleiswechsel, für 
die sich oft keine wirtschaftlichen 
Interessenten finden lassen. Infra­
struktur, die nur stillgelegt ist, bleibt 
ausschließlich Bahnbetriebszwecken 
vorbehalten. Nicht öffentliche Fahr­
ten, etwa Bauzüge, sind ohne Be­
triebsgenehmigung möglich, und 
eine Reaktivierung kann durch einen 
neuen Betreiber nach Genehmigung 
gemäß § 6 AEG erfolgen.
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Ein interessanter Fall ist die Nut­
zung solcher Trassen für den Bau 
von Radwegen. Je nach Bundesland 
wird unterschiedlich gehandhabt, 
ob dafür eine Freistellung erforder­
lich ist oder nicht. Allerdings ist die 
Freistellung aufgrund der Ergän­
zung des „überragenden öffentli­
chen Interesses für den Schutz der 
Eisenbahn“ kaum noch möglich. Die 
Stadt Stuttgart hält diese Regelung 
für verfassungswidrig – Prof. Kramer 
widersprach dieser Einschätzung je­
doch entschieden.

Er forderte, dass bei einer möglichen 
Gesetzesänderung der Status „Bahn­
erwartungsland“ eingeführt wird, 
um Trassen vor einer Freistellung zu 
schützen und eine langfristige Reak­
tivierung zu ermöglichen. Zudem sei 
ein Drittschutz erforderlich. Trassen­
sicherungsverträge und raumord­
nungsrechtlicher Schutz reichten 
laut Kramer nicht aus, um die Reak­
tivierbarkeit zuverlässig zu sichern.

Robert Dorn:  
Herausforderungen bei 
Ausschreibungen im SPNV

Am Sonntag begann das Symposi­
um mit einem Vortrag von Robert 
Dorn, Geschäftsführer des Bun­
desverbands SchienenNahverkehr 
(BSN). Dorn sprach über das Thema 
Ausschreibungen im Schienenper­
sonennahverkehr (SPNV). Der BSN 
vertritt alle 27 Aufgabenträger im 
SPNV in Deutschland und ist Gesell­
schafter des „Vereins zur Pflege und 

Weiterentwicklung des Personalkos­
tenindexes im Schienenpersonen­
nahverkehr“ (VPKI SPNV e. V.) sowie 
der D-Tix GmbH  & Co. KG, die die 
Einnahmenaufteilung des Deutsch­
landtickets regelt.

Dorn erklärte, dass Ausschreibungen 
in mehrere Phasen unterteilt sind. 
Acht bis vier Jahre vor Betriebsauf­
nahme wird die Ausschreibung kon­
zeptioniert, fünf bis zwei Jahre vor 
Betriebsaufnahme veröffentlicht, 
und nach der Vergabe gibt es eine 
Vorlaufzeit von bis zu vier Jahren. 
Während der Laufzeit müssen Verträ­
ge überwacht und gegebenenfalls 
angepasst werden, bevor der Aus­
schreibungsprozess erneut beginnt.
Derzeit steht der Verband vor gro­
ßen Herausforderungen, da die 
Regionalisierungsmittel nur knapp 
ausreichen, um den bestehenden 
Verkehr aufrechtzuerhalten. Zudem 
sei es schwierig, die Einnahmen 
langfristig abzuschätzen, da die 
Finanzierung des Deutschlandtickets 
noch nicht gesichert sei. Dorn iden­
tifizierte fünf zentrale Baustellen für 
die Zukunft:

1.	 Verbesserung der 
	 Finanzmittelausstattung,
2.	 Ausbau und Sanierung der 
	 Schieneninfrastruktur,
3.	 Bekämpfung des 
	 Personalmangels,
4.	 Optimierung der 
	 Fahrzeugbeschaffung und
5.	 Absicherung des 
	 Deutschlandtickets.

Aus dem Publikum kam der Wunsch, 
auch die unternehmensübergreifen­
de Fahrgastinformation sowie die 
Gestaltung von Bau- und Ersatzver­
kehren in diese Liste aufzunehmen.
 

Marius Janke:  
Datenschutz bei der 
Deutschen Bahn

Wichtig im komplexen System von 
Wettbewerb, Trassenvergabe und 
zahlreichen Zuständigkeiten ist der 
Schutz der Fahrgastdaten. Marius 
Janke vom DB-Kundendatenschutz 
sprach über die Herausforderungen, 
die sich in diesem Bereich stellen. 
Er erläuterte die Spannungsfelder 
zwischen unterschiedlichen Daten­
schutzbehörden, den Ansprüchen 
von Menschen, die auf vollständi­
ge Anonymität bestehen, und den 
Bedürfnissen digitalisierungsaffiner 
Nutzer.

Die Deutsche Bahn hat den Daten­
schutz in drei zentrale Fachabtei­
lungen aufgeteilt: Beschäftigtenda­
tenschutz, Kundendatenschutz und 
Audit mit technischem Datenschutz. 
Insgesamt verfügt der Konzern über 
sieben Datenschutzbeauftragte, 41 
Konzerndatenschützer, 13 Fachkräfte 
für Datenschutz, 96 Vertrauensperso­
nen für Datenschutz und 126 Priva­
cy-Manager – nicht alle davon sind in 
Vollzeit tätig oder ausschließlich mit 
Datenschutz beauftragt.

Ein spezielles Thema ist der Einsatz 
von Bodycams, die von Mitarbeiten­

Robert Dorn zeigt 
die anstehenden 
Herausforderun-
gen im Nahverkehr 
und mögliche  
bzw. notwendige 
Maßnahmen auf.
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den getragen werden, um riskante 
Situationen aufzuzeichnen. Janke 
erklärte, dass allein das Tragen der 
Kameras bereits Übergriffe reduziert. 
Die Aktivierung erfolgt stufenweise: 
Zuerst wird sie angekündigt, dann 
der Bildschirm aktiviert, und erst im 
letzten Schritt startet die Aufzeich­
nung – bisher ohne Tonaufnahmen. 
Neu sind Kameras, die Strecken aus 
Fahrzeugen heraus filmen, um Hin­
dernisse und Gefahrensituationen zu 
erkennen.

Ein weiteres häufig diskutiertes 
Thema sind Fahrgastrechteanträge. 
Beispielsweise müssen Kontonum­
mern immer wieder neu eingegeben 
werden, weil DB Dialog als Betreiber 
des Servicecenters Fahrgastrechte 
nicht auf Kundenkonten von DB Ver­
trieb zugreifen darf. Janke sieht hier 
Potenzial für eine datenschutzkon­
forme Lösung, wenn der Wille dazu 
besteht.

Patrick Kurth:  
Wettbewerb um knappe 
Trassen – Flixtrain und 
Herausforderungen

 
Patrick Kurth von Flix Mobility re­
ferierte über den „Wettbewerb um 
knappe Trassen auf lukrativen Kor­
ridoren“. Er kritisierte, dass die Poli­
tik kaum Trassenpreise und deren 
Wettbewerbswirkung berücksich­
tigt. Flixtrain hat mehrere kleine 
Wettbewerber der Deutschen Bahn 
übernommen, die mit Vertriebshin­
dernissen zu kämpfen hatten. Dieses 
Problem löste Flixtrain, indem es Zu­
gang zur eigenen Flixbus-Plattform 
schaffte.

Kurth erklärte, dass Flixtrain sich 
bewusst nicht an DB Fernverkehr 
orientiert, sondern ein anderes Kun­
densegment anspricht, insbeson­
dere preissensible Privatreisende.  
Flixtrain bedient derzeit Schwer­
punkte wie Berlin, Hamburg, das 
Ruhrgebiet, Frankfurt und Stuttgart. 
München wird bisher nicht ange­
fahren, da das derzeit eingesetzte 
Wagenmaterial hierfür nicht wirt­
schaftlich ist.

Flixtrain strebt stattdessen an, die 
Taktfrequenz auf den bestehen­
den Strecken zu erhöhen. Auf den 

Relationen Berlin–Düsseldorf und 
Berlin–Hamburg hat das Unterneh­
men inzwischen einen Marktanteil 
von über 10 Prozent. Kurth hob her­
vor, dass auf Strecken mit Flixtrain-
Wettbewerb die Preise signifikant 
günstiger sind als auf Strecken ohne 
Konkurrenz.

Als größte Herausforderung identi­
fizierte er die hohen Trassenpreise 
in Deutschland, die deutlich über 
denen der Nachbarländer liegen. 
Kurth bezeichnete die absehbare 
Erhöhung der Trassenpreise als ein 
„politisches Versehen“, das gravie­
rende Auswirkungen auf den Wett­
bewerb hat.

Ole Köster und  
Friedemann Kessler:  
Der Wettbewerb geht 
auch im Bahnhof weiter

Zum Thema „Der Wettbewerb geht 
auch im Bahnhof weiter“ waren Ole 
Köster und Friedemann Kessler von 
DB InfraGO Personenbahnhöfe zuge­
schaltet. Die rechtliche Struktur von 
Bahnhöfen teilt sich in zwei Bereiche: 
Verkehrsstationen, die sich aus Tras­
sen- und Stationspreisen finanzie­
ren, und die Vermarktung, die durch 
Mieteinnahmen gedeckt wird.

Die angebotenen Leistungen stehen 
allen Eisenbahnverkehrsunterneh­
men gleichermaßen zur Verfügung. 
Unternehmen erhalten etwa Infor­

mationsflächen mit individuellen 
Gestaltungsmöglichkeiten. Optional 
werden auch englische Ansagen und 
Wagenstandsanzeiger angeboten. 
Auf kleineren Bahnhöfen kommen 
zunehmend E-Ink-Displays für Bau­
fahrpläne zum Einsatz.

Empfangsgebäude sind ein weiteres 
Thema: Von den einst zahlreichen 
Gebäuden befinden sich noch 690 
im Eigentum der Deutschen Bahn. 
Viele mussten verkauft werden, da 
ihr Betrieb früher nicht finanziert 
wurde. Das novellierte Bundesschie­
nenwegeausbaugesetz (BswAG) er­
möglicht nun jedoch eine Mitfinan­
zierung durch den Bund. Künftig 
will die DB regionale Unternehmen 
stärker einbinden und auf lokale 
Gastronomie setzen – ein Konzept, 
das bereits mit dem „GastroGuide 
Baden-Württemberg“ prototypisch 
beworben wird.

Im Rahmen des Fahrgastsymposiums 
hat der Fahrgastverband PRO BAHN 
auch zwei Resolutionen beschlossen 
(siehe Seite 42) und einen Fahrgast­
preis vergeben (siehe Seite 43).

Die Folien der Vorträge sind zu fin­
den unter: 
https://t1p.de/pb-symposium-2024

Patrick Kurth 
erläutert, wie man 
mit vergleichs-
weise einfachen 
Maßnahmen mehr 
Kapazität auf die 
Schiene bekommt 
und den Zugang 
für Fahrgäste 
vereinfacht.
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Der Fahrgastverband PRO BAHN fordert die Europäi-
sche Kommission, das Europäische Parlament und den 
Europäischen Rat auf, langfristige Planbarkeit für Ver-
kehrsangebote zu schaffen. Der Gedanke hinter dem 
vorliegenden systemtrassenbasierten Konzept Timetable 
Redesign (TTR) wird ausdrücklich begrüßt. Insbesondere 
fordert der Fahrgastverband PRO BAHN Lösungen, die eine 
langfristige Buchbarkeit auch über den Fahrplanwechsel 
hinaus ermöglichen und bestehende Nahverkehrskon­
zepte schützen. Der Fahrgastverband PRO BAHN fordert 
zudem die kommende Bundesregierung, den Bundestag 
und des Bundesrat auf, nach Abschluss des Trilogprozes­
ses für TTR, dieses vorfristig in Deutschland umzusetzen 
und die Fristen nicht auszunutzen. Dabei müssen die Absi­
cherung der Fahrgastinteressen garantiert und Konzepte 
von Wettbewerbsbahnen berücksichtigt werden.

Begründung:

Der Fahrplanwechsel birgt für die Fahrgäste jährlich ein 
Risiko. Im Fernverkehr wissen Kunden nicht, ob ihr Zug zu 

einem gewissen Zeitpunkt noch fährt und ob das Unter­
nehmen, bei dem sie ihre Jahreskarte gekauft haben, die­
sen Slot erhalten hat oder ob hier ein anderes Unterneh­
men fährt. Im Nahverkehr besteht dagegen das Risiko, 
dass neue unerwartete Fernzuglinien das Taktgefüge der 
Nahverkehrszüge durcheinanderbringen und Anschlüsse 
plötzlich nicht mehr funktionieren. Für Pendler ist dies ein 
erhebliches Risiko und reduziert die Akzeptanz der Bahn 
als tägliches Verkehrsmittel.

Für langfristig planende Fahrgäste stellt der Fahrplan­
wechsel auch ein Problem dar. Während die Deutsche 
Bahn inzwischen bis zu zehn Monate Vorbuchung ermög­
licht, wird dieser Abschnitt im Zulauf auf den Fahrplan­
wechsel immer kürzer, da erst im Oktober der Fahrplan 
bereitgestellt wird, da erst dann Trassenzuweisungen und 
Trassenlage festgelegt werden können. Hier bedarf es 
der Möglichkeit, über mehrere Jahre hinweg Konzepte 
abzusichern und Trassen zuzuteilen, sodass die Voraus­
buchbarkeit über ein halbes Jahr und mehr hinaus mög­
lich bleibt.

Der Fahrgastverband PRO BAHN fordert, die hohen 
Hürden für die Freistellung von Flächen von Bahn-
betriebszwecken aufrechtzuerhalten. Ausnahmen 
wie die Freistellung von Grundstücken, deren restliche 
Strecke bereits komplett freigestellt wurde, müssen in 
zukünftigen Fassungen des Gesetzes explizit erklärt wer­
den. Zudem müssen Antragsteller bei einer Freistellung 
nachweisen, dass die langfristigen Verkehrsbedürfnisse 
erfüllt sind oder Maßnahmen ergriffen werden, diese ab­
zusichern. Zu diesen langfristigen Verkehrsbedürfnissen 
gehören insbesondere der Deutschlandtakt mit einer 
signifikanten durch den Gesetzgeber festzulegenden 
Wachstumsreserve [+  60  Prozent], Nahverkehrspläne 
und in Koalitionsverträgen festgelegte Verlagerungszie­
le. Diese Beschränkung gilt nicht nur für Strecken, auch 
für Serviceeinrichtungen muss ein langfristiger Bedarf 
wissenschaftlich abgeleitet werden, um beispielsweise 
genug Abstellgleise vorzuhalten.

Begründung:

Die Sicherung von Flächen für Bahnbetriebszwecke ist 
essenziell, um die langfristigen Ziele eines zukunftsfähi­
gen und leistungsfähigen Schienenverkehrs zu erreichen. 

Der Fahrgastverband PRO BAHN fordert daher, die hohen 
Hürden für die Freistellung solcher Flächen beizubehal­
ten, um den Ausbau des Bahnnetzes und die Umsetzung 
strategischer Verkehrsprojekte wie den Deutschland­
takt nicht zu gefährden. Angesichts der ambitionierten 
Wachstumsziele im Schienenverkehr, darunter eine Kapa­
zitätssteigerung um mindestens 60 Prozent, ist es uner­
lässlich, Flächenreserven für künftige Anforderungen zu 
schützen.

Die Forderung, dass Antragsteller bei Freistellungen 
nachweisen müssen, wie langfristige Verkehrsbedürf­
nisse erfüllt werden, trägt dazu bei, Fehlentscheidungen 
zu vermeiden, die spätere Verkehrsprojekte blockieren 
könnten. Auch Serviceeinrichtungen wie Abstellgleise 
spielen eine zentrale Rolle für die Leistungsfähigkeit des 
Gesamtsystems. Ein wissenschaftlich fundierter Nachweis 
des Bedarfs stellt sicher, dass infrastrukturelle Engpässe 
vermieden werden. Nur durch eine strikte Regulierung 
kann gewährleistet werden, dass zentrale Verkehrszie­
le wie der Ausbau des Nahverkehrs, Verlagerungsziele 
aus Koalitionsverträgen und die Umsetzung von Nah­
verkehrsplänen nicht durch kurzfristige Freistellungsent­
scheidungen untergraben werden.

Resolution 1

Resolution 2

Resolutionstext:

Resolutionstext:

PRO BAHN aktiv



derFahrgast 1/2025 43

Fahrgastpreisverleihung  
an Prof. Dr. Urs Kramer. 
Von links nach rechts:  
Martin Pogatzki  
(stellvertretender  
Koordinator Facharbeit,  
Fahrgastverband PRO BAHN),  
Prof. Dr. Urs Kramer  
(Universität Passau),  
Detlef Neuß  
(Bundesvorsitzender,  
Fahrgastverband PRO BAHN).

Fahrgastpreis

N
eben den beiden Bundesfahrgastpreisen und 
dem Landespreis auf dem Bundesverbands­
tag verleiht der Fahrgastverband PRO BAHN 
jährlich im Rahmen des Fahrgastsymposiums 

einen Facharbeitspreis. Dieser ging im Jahr 2024 an  
Prof. Dr. Urs Kramer. 

Kramer ist nicht nur eine Koryphäe im Bereich Eisenbahn­
recht und schreibt zahlreiche Gutachten und Facharti­
kel, die das Thema Eisenbahnrecht für Laien verständlich 
aufbereiten, sondern er unterstützt auch Bemühungen, 
Strecken zu sichern und zu reaktivieren. Oft tut er dies  
für einen geringen Unkostenbeitrag oder pro bono.  
Dabei setzte er sich auch mehrfach für Vorhaben des 
Fahrgastverbands PRO BAHN ein. Besonders bei der 
Altstadtstrecke des Filzenexpress zwischen Wasserburg 

Bahnhof und Wasserburg Stadt unterstützte er unseren 
Bezirksverband Oberbayern über mehrere Instanzen 
bei einer Klage gegen die Stilllegung der Strecke. Auch 
wenn es nicht gelang, die Stadt zu einem Weiterbetrieb 
und einer Instandsetzung oder zu einem Verkauf inklu­
sive Ausgleich der versäumten Streckenertüchtigung  
zu verpflichten, so ist ein Ergebnis des Verfahrens, dass  
die Stadt auf das Ziel, die Strecke zu entwidmen, ver­
zichtet. In der neusten Bewertung hat die Strecke auch 
erstmalig das bayerische Mindestkriterium von tausend 
Fahrgästen pro Tag überwunden. Es besteht also Hoff­
nung, dass der Einsatz von Urs Kramer absehbar dafür 
sorgt, dass wieder Züge bis in die Wasserburger Stadt­
mitte verkehren.

(li)
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Richtung 
Meiningen

Richtung 
Erfurt

Richtung Fulda

Werra

Werra

Unterbreizbach

Vacha

Dorndorf Bad
Salzungen

Eisenach

Herleshausen

Gerstungen

Heimbolds-
hausen

Förtha

Hessen

Thüringen

Streckenrettung in Thüringen

Die Eisenbahn ist sein Ding
Die Schiene ist für Markus Schmidt Beruf und Hobby 

„E isenbahner mit Herz und Hand“ 
nannte ihn seine Firma. „Eines 
der aktivsten Mitglieder unse­

res Landesverbandes“ schrieb PRO BAHN 
Thüringen. Und als „Eisenbahn-Verrückten“ 
bezeichnet sich Markus Schmidt selbst.  
Der 52-Jährige ist seit über 30 Jahren Mit­
glied im Fahrgastverband und einer der 
wenigen Aktiven, die beide Seiten kennen: 
einmal die Perspektive des gestressten 
Fahrgastes, der mit seiner BahnCard 100 zu 
seinen Einsatzstellen in ganz Deutschland 
fährt – aber auch die Sicht des Lokführers, 
Rangierleiters und Eisenbahnbauers. Ganz 
nebenbei hat er auch noch fünf Bücher  
über regionale Bahnstrecken geschrie­
ben und die Rettung „seiner“ Bahnstrecke 
Vacha–Bad Salzungen zur Herzenssache 
gemacht.

Markus Schmidt wuchs im Vacha in Thürin­
gen direkt an der früheren innerdeutschen 
Grenze auf und kannte auch die schwieri­
ge Trassierung der Bahnstrecken im thürin­
gisch-hessischen Grenzgebiet, die irgend­
wie bis heute bei seinem Kampf um den 
Erhalt und die Reaktivierung nachwirkt – im 
Positiven wie im Negativen. In der heute gut 
fünftausend Einwohner zählenden Stadt an 
der Werra gab es auch ein großes Bahnbe­
triebswerk, in das ihn sein Großvater, selbst 
Lokführer, als Dreijährigen mitnahm und in 
eine große Diesellok klettern ließ. „Seitdem 
war der kleine Markus mit dem ‚Eisenbahn-
Virus‘ infiziert“, sagt er lächelnd im Interview 
mit derFahrgast.

Bahn als Berufswunsch

Die DDR-Planwirtschaft ließ ihn aber nicht 
zur Reichsbahn, um dort eine Ausbildung 
zu machen. Stattdessen lernte er zunächst 
Zweirad-Mechaniker bei den Simson-Mo­
torradwerken. Dann fiel die Mauer. Anfang 
der 90er-Jahre trat Markus Schmidt bei PRO 
BAHN ein, denn „man hat gewusst, dass die­
se Reichsbahnidylle nicht überleben wird, 
dass es auch bei den Bahnstrecken in den 
neuen Bundesländern einen Kahlschlag ge­
ben wird“, erinnert er sich.

Dabei wurde in „seine“ Strecke Vacha–Bad 
Salzungen in den 90er-Jahren zunächst 
noch investiert – auch weil sie für den Gü­
terverkehr zu den Kaliwerken gebraucht 
wurde. Das ist eine besondere Geschich­
te: Während der deutschen Teilung wurde 
der Eisenbahnverkehr im Kalirevier zum 
Spielball der beiden Machtblöcke: Das 
Bergwerk im thüringischen Unterbreiz­
bach war auf dem Schienenweg nur über 
bundesdeutsches Gebiet erreichbar (in der 
Karte graue Linie zwischen Heimbolzhau­
sen und Vacha). Der Weg der Züge aus den 
westdeutschen Kaligruben bei Heimbolds­
hausen nach Bebra führte wiederum über 
Gerstungen und damit über ostdeutsches 
Gebiet (gelb eingezeichnete Strecke). Im­
mer wieder wurde die Durchfahrt gegen­
seitig gestoppt. 1952 entstand deshalb in 
nur 90 Tagen eine Schienenverbindung 
von Vacha nach Unterbreizbach nur auf 
DDR-Gebiet über schwieriges Gelände mit 

starken Steigungen von 40 Promille (End­
teil der roten Strecke zwischen Vacha und 
Unterbreizbach), um die mit Kali beladenen 
Güterwagen abzufahren.

Kali-Güterverkehr auf der Strecke

Nach der deutschen Wiedervereinigung 
wurden die Kaligruben in Ost und West 
unter dem Dach der K+S-Gruppe zusam­
mengeführt und im Jahr 2000 wurde auf der 
alten, zu DDR-Zeiten stillgelegten Strecke 
eine Grubenanschlussbahn neu aufgebaut, 
um auch aus Unterbreizbach Kaliwagen di­
rekt nach Gerstungen abzufahren. Das war 
das Todesurteil für die Strecke Vacha–Bad 
Salzungen. Zum 31. Dezember 2003 wurde 
sie endgültig stillgelegt.

Der Anstoß für Markus Schmidt, sich wieder 
um die alte Strecke zu kümmern, kam von 
Siggi Wagenländer von PRO BAHN Bayern, 
der ihn auf das Streckenjubiläum hinwies. 
Daraufhin gründete sich schließlich ein 
Verein mit dem sperrigen Namen „Interes­
senvereinigung Verkehrsgeschichte Mittle­
res Werratal“. Ein Eisenbahn-Infrastruktur­
unternehmen wurde gefunden, das die 
Strecke von der Deutschen Bahn pachtete. 
Der Verein schnitt die Strecke frei und sa­
nierte Gleise, Weichen und Signale. „Ohne 
das Engagement des Vereins wäre die Stre­
cke wohl nicht mehr in Betrieb gegangen, 
denn diese Arbeit hätte das Infrastruktur­
unternehmen finanziell nicht stemmen 
können“, meint Markus Schmidt heute.

Triebwagen der Sonderfahrt  
vom 23. September 2022 vor dem  
Kali-Werk in Unterbreizbach.
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Das hessisch-thüringische Grenz-
gebiet mit seinen wichtigsten 
Bahnstrecken.

 	Reaktivierte Strecke (für den 
Güterverkehr und Personen-
Sonderfahrten)

 	Güterstrecke für den  
Kali-Verkehr

 	Strecken mit Personenverkehr
 	abgebaute Bahnstrecken
	ehemalige innerdeutsche 
Grenze

	 Kali-Bergwerke

(Es sind nicht alle bestehenden und 
ehemaligen Bahnstrecken sowie 
noch betriebene und stillgelegte 
Kali-Bergwerke eingezeichnet.)

PRO BAHN aktiv
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Bilder oben von links:
Draisinenfahrt als Werbung für die Strecke: 
Markus Schmidt (Mitte) zusammen mit 
Vachas Bürgermeister Frank Pach (links) und 
dem Schauspieler Rolf Becker, der in dem 
Film „Heinrich der Säger“ mitgespielt hat, der 
an der Strecke gedreht wurde.

Markus Schmidt darf auch Lokomotiven 
rangieren.

Bild rechts: Markus Schmidt an der Strecke.

Parallel dazu fuchste sich Markus Schmidt 
über den Verein auch in den Eisenbahn­
betriebsdienst ein. „Ich wurde auserkoren, 
2008 einen Anschlussbahnleiter-Lehrgang 
zu besuchen. Später habe ich dann noch 
meinen Triebfahrzeugführerschein ge­
macht.“
 
Ein Verein organisiert  
Bahnbetrieb

Um die Strecke wieder in Betrieb zu neh­
men, überzeugte der Verein zunächst ein 
Sägewerk in Dorndorf, Holz über die Bahn 
abzufahren. Höhepunkt war im Sommer 
2022 eine Sonderfahrt mit Politikern aus 
der Region, den Markus Schmidt organi­
sierte. „Wir fuhren von Gerstungen nach 
Gerstungen über Heimbolzhausen, Vacha, 
Bad Salzungen. Das war das erste Mal nach  
28 Jahren, dass einmalig wieder Reisever­
kehr auf dieser Strecke durchgehend ge­
fahren wurde. Teilnehmen konnten nur 
geladene Gäste. Das Problem war, dass 
wir ein ganzes Stück über eine Grubenan­

schlussbahn fahren mussten, auf der nor­
malerweise gar kein öffentlicher Verkehr 
stattfinden darf, nicht einmal öffentlicher 
Güterverkehr.“

Inzwischen stehen die Signale wieder auf 
Grün für die Strecke Bad Salzungen–Vacha–
Unterbreizbach, auch wenn regelmäßiger 
Personenverkehr noch in weiter Ferne liegt. 
Der Kalikonzern K+S fährt inzwischen Leer­
wagen über die Strecke zu den Bergwerken, 
um die eingleisige Güterstrecke nach Gers­
tungen zu entlasten. Auch vom Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) 
gibt es Rückenwind. Die Strecke wurde in 
die Liste der reaktivierungswürdigen Bahn­
linien aufgenommen, zumal sie mit relativ 
geringem Aufwand wiederhergestellt wer­
den könnte, vielleicht sogar als Teil einer 
Entlastungsstrecke von Gerstungen bis 
nach Coburg in Bayern. Der K+S-Konzern 
will seinen Güterverkehr weiter ausbauen, 
Personenverkehr auf den Strecken aber 
auch nicht im Wege stehen.

Große Zukunftsperspektiven

Ohne das Engagement von Markus Schmidt 
und den Einsatz des Vereins würde die Bahn­
trasse heute vielleicht nicht mehr existieren. 
Das weiß auch PRO BAHN-Landesvorsitzen­
der Olaf Behr: „Markus gehört zu den aktivs­

ten Mitgliedern unseres Landesverbands. 
Seine Leidenschaft für die Eisenbahn und 
sein Blick als Betriebseisenbahner helfen 
uns, realistisch einzuschätzen, was vor Ort 
nötig und machbar ist. Mit seiner ruhigen, 
sachlichen Art und seiner fundierten Ar­
beitsweise setzt er immer wieder wertvolle 
Impulse für die Weiterentwicklung der Ei­
senbahn in Süd- und Mittelthüringen. Es ist 
großartig, ihn in unseren Reihen zu wissen.“

Für Markus Schmidt war sein Engagement 
im Verein und für die Bahn auch Berufsein­
stieg als Eisenbahner. Er arbeitete zunächst 
für das Infrastrukturunternehmen, das die 
Strecke gepachtet hatte, und seit 2017 für 
ein Eisenbahn-Bauunternehmen. Nach drei 
Jahrzehnten ist er doch noch Eisenbahner 
geworden. Seine Zukunftswünsche: „Beruf­
lich möchte ich, so lange es meine Gesund­
heit zulässt, weitermachen. Es macht auch 
Spaß, auch wenn es manchmal anstrengend 
ist. Bei PRO BAHN ist mein größter Traum zu 
erreichen, wenn ich Rentner bin, wieder mit 
dem Zug vor der Haustür in Vacha abfahren 
zu können.“

(wb)
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A n zahlreichen Bahnstationen können 
Fahrgäste in Deutschland inzwi-
schen die Bahnsteige barrierefrei er-

reichen. So ist der Anteil der Bahnstationen 
mit barrierefrei erreichbaren Bahnsteigen 
laut Allianz pro Schiene von 77 Prozent im 
Jahr 2017 auf 81 Prozent im Jahr 2021 und 
somit um 4 Prozentpunkte gestiegen.

Nach wie vor gibt es dabei zwischen den 
einzelnen Bundesländern erhebliche  
Unterschiede des Anteils der Bahnstationen 
mit barrierefrei erreichbaren Bahnsteigen:

In den Flächenländern sind in Schleswig-
Holstein rund 98 Prozent aller Bahnstatio-
nen mit barrierefrei erreichbaren Bahnstei-

gen ausgestattet, während es im Saarland 
nur rund 60 Prozent aller Bahnstationen 
sind.

In den Stadtstaaten sind in Berlin rund  
92 Prozent aller Bahnstationen mit barriere-
frei erreichbaren Bahnsteigen ausgestattet, 
während es in Bremen nur rund 79 Prozent 
aller Bahnstationen sind.

Aus der Sicht der Fahrgäste ist dabei nicht 
nur relevant, dass sie die Bahnsteige über-
haupt barrierefrei erreichen können, son-
dern auch auf welche Weise – hier besteht 
für Verkehrspolitik, Aufgabenträger und 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen ein 
erheblicher Handlungsbedarf:

So werden an barrierefrei ausgebauten 
Bahnstationen immer noch …

… ebenerdige Zuwegungen in einem grö-
ßeren Abstand von den Bahnsteigen als 
technisch machbar angelegt, sodass Fahr-
gäste längere Umsteigewege zwischen 
Bahnen und Bussen in Kauf nehmen müs-
sen.

Die nächste Ausgabe von derFahrgast  
erscheint am 1. Mai 2025.
Sie haben Wünsche und Anregungen für  
das nächste Heft? Schreiben Sie der  
Redaktion eine E-Mail an: 
chefredakteur@der-fahrgast.de

DAS NÄCHSTE HEFT
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Errichtung barrierefreier Zuwegungen zu 
barrierefrei ausgebauten Bahnstationen

… Über- und Unterführungen errichtet, 
obwohl die für die Errichtung ebenerdiger 
Zuwegungen erforderlichen Flächen vor-
handen sind, sodass Fahrgäste Aufzüge, 
Rampen oder Treppen nutzen und längere 
Umsteigewege zwischen Bahnen und Bus-
sen in Kauf nehmen müssen.

… Aufzüge errichtet, obwohl die für die 
Errichtung von Rampen erforderlichen 
Flächen vorhanden sind, sodass Fahrgäste 
mit Rollator oder Rollstuhl, Kinderwagen,  
Gepäck oder Fahrrad abhängig von der 
Größe und der Zuverlässigkeit der Aufzüge 
sind. 

(sb)

Bildbeschreibung:

In Gettorf (Bild links) sind es vom Reisendenüber-
gang rund 22,5 Meter bis zum Mittelbahnsteig 
Gleis 1 und 2, in Ulzburg Süd (Bild rechts) sind es 
vom Reisendenübergang rund 12,5 Meter bis  
zum Mittelbahnsteig Gleis 3 und 2 sowie rund  
15 Meter bis zum Mittelbahnsteig Gleis 2 und 1.
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REZENSION

J aroslav Rudiš ist Schriftsteller, Dramatiker,  
Musiker und leidenschaftlicher Bahnfahrer. Sei-
ner Passion widmete er mit „Zug um Zug durch  

Europa“ und der „Gebrauchsanweisung fürs Zugrei-
sen“ bereits zwei Bücher. Im Malik-Verlag hat er jetzt 
eine Sammlung von Kurzgeschichten herausgegeben, 
in denen 24 Autorinnen und Autoren von ihren Bahn-
reisen berichten.

Einige der Schreibenden haben mit ihren Geschichten 
den zum Tag der Schiene 2023 ausgerichteten Schreib-
wettbewerb gewonnen, andere tragen mit Kapiteln 
bereits erschienener Bücher bei.

Die Geschichten nehmen die Leserinnen und Leser mit 
auf eine Reise um den Globus: ob mit dem Nachtzug nach  
Peking, dem Bummelzug durch Italien oder der Trans
sibirischen Eisenbahn durch Russland, der Schmalspur- 
bahn durch Böhmen oder dem Regionalzug nach 
Hamburg.

Das Buch ist kein Reiseführer. Die Geschichten sind 
mal Reisebericht, mal Reportage, mal Reflexion über 
den Wert des Reisens, mal ein Nachdenken über den 
eigenen Platz in der Welt. Denn jede Bahnfahrt ist ein 
Abenteuer – wenn wir wollen. Dafür braucht es weder 
exotische Kulissen noch fremde Sitten. Oft genügt es, 
dass wir für einige Stunden mit zufälligen Menschen 
ein Abteil teilen. Andererseits kann schon eine Zug-
fahrt von Bonn nach Hamburg ein Bruch im Alltag sein, 
eine Zeit, in der man nichts machen muss und deswe-
gen der eigene Blick nach innen wandert. So macht 
man Erfahrungen, die man vielleicht nicht gesucht 
hat, die einen aber doch bereichern. 

Genau das ist auch dieses Buch: ein Abenteuer im bes-
ten Sinne. Man stolpert unerwartet in Geschichten, die man 
nicht erwartet hat, auf die einen weder der Klappentext noch 
diese Rezension vorbereiten können. So dicht gedrängt zeigen 
die Geschichten, wie unterschiedlich die Autoren und Autorin-
nen auf die Welt blicken – jede Geschichte ist ein Blick durch 
andere Augen. So wird man vielleicht Neues entdecken, selbst 
wenn man die Strecke selbst schon erfahren hat. Und nicht jede 
der Reisen kann man nachmachen – wer hat schon den Mut, 
mit amerikanischen Hobos als blinder Passagier in Güterzügen 
durch die USA zu ziehen oder als alleinerziehende Mutter mit 
Kleinkind in der Transsibirischen Eisenbahn Russland zu berei-
sen? Überhaupt ist die große Zahl an Autorinnen erfreulich.  
14 der 24 Geschichten haben Frauen geschrieben, eine Sel-
tenheit in der Eisenbahnliteratur.

Es sind die Vielfalt und die Überraschungen, die dieses Buch 
so lesenswert machen. Wer das Abenteuer einer Zugreise liebt 
oder noch ein Buch für einen lieben Eisenbahnmenschen 
sucht, wird hier auf jeden Fall fündig.

(jn)

Jaroslav Rudiš (Hg.)
Gleise, die die Welt bedeuten

ISBN: 978-3-89029-596-1
18,00 Euro

Erschienen im Malik-Verlag

Abenteuer Eisenbahn
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